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Liebe Leserinnen und Leser,

Europa steht vor einer historischen Herausforderung. Im April 2003 stimmte das Europäische
Parlament der EU-Erweiterung um zehn neue Staaten zu. In Athen wurden kurze Zeit später die
Beitrittsverträge unterzeichnet. In Deutschland haben sowohl der Bundestag als auch der Bun-
desrat der Erweiterung zugestimmt. 

Ausgangspunkt war die friedliche Revolution in Osteuropa, die den Eisernen Vorhang beseitig-
te. Der politische Umbruch 1989 bedeutete das Ende der Spaltung Europas. So war es nur
selbstverständlich, die Trennung durch die Mitgliedschaft in der Europäischen Union zu über-
winden und die Einigung des Kontinents zu vollziehen.

Gerade wir in Deutschland als direkte Nachbarn von Polen und der Tschechischen Republik
begreifen das. Deshalb hat es nie politischen Streit gegeben, ob die EU sich um die mittel- und
osteuropäischen Staaten sowie Zypern und Malta erweitern soll. Diskussionen gab es nur über
das Wann und das Wie. 

Diese Broschüre der deutschen Sozialdemokraten im Europäischen Parlament soll Sie, liebe
Leserinnen und Leser, durch Fakten über alte und neue Regelungen bezüglich der am 1. Mai
2004 stattfindenden EU-Erweiterung informieren. Die Beantwortung häufig gestellter Fragen
wie auch detaillierte Erklärungen zu bestimmten Politikfeldern werden berücksichtigt. Aufgrund
der direkten Nachbarschaft Deutschlands zu Polen und der Tschechischen Republik wird beson-
ders auf diese beiden neuen Mitgliedstaaten eingegangen.

Ich hoffe, diese Broschüre ist Ihnen eine nützliche Hilfe.
Auf eine gute Zusammenarbeit und Nachbarschaft

VORWORT

„Die friedliche Revolution in Osteuropa 
bedeutete das Ende der Spaltung Europas“

Martin Schulz, MdEP
Vorsitzender der SPD-Abgeordneten 
im Europäischen Parlament
Stellvertretender Vorsitzender der Fraktion der
Sozialdemokratischen Partei Europas (SPE)
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Der 1. Mai 2004 ist ein Meilenstein in der Geschichte der Europäischen Union (EU). Von diesem
Tag an werden 25 Staaten in der EU vereint sein. Viele Menschen bewegen Fragen, die sich aus
dieser Erweiterung durch die Mittel- und Osteuropäischen Länder (MOEL) sowie Malta und
Zypern ergeben. Wie werden die Unterschiede zum Beispiel in der Wirtschaftskraft ausgegli-
chen? Wird es viele Zuwanderungen geben und damit weniger Arbeitsplätze für uns? Wird es
Auswirkungen auf Wettbewerb und Lohnkostenniveau geben? 

Wichtig aber ist: „Welche Chancen ergeben sich für Deutschland, für die grenznahen Bundes-
länder, ja für jeden einzelnen?“

Die Osterweiterung bietet Chancen, die es unbedingt zu nutzen gilt. Besonders für die grenz-
nahen Bundesländer Bayern, Sachsen, Brandenburg und Mecklenburg- Vorpommern bedingt
durch ihre geografische Lage und ihre geschichtliche Vergangenheit, eröffnen sich viele Mög-
lichkeiten. Jetzt sind sie noch EU-Außengrenze zu Polen und Tschechien. Durch die Erweiterung
liegen sie dann mitten im Herzen von Europa. Es eröffnen sich Möglichkeiten, Geschäfts-
beziehungen zu vertiefen oder neu zu knüpfen, Wirtschafts- und Technologiezentren auszubau-
en und neu anzusiedeln. Arbeitnehmer und Arbeitgeber können europaweit agieren. Damit ent-
stehen neue Arbeitsplätze und interessante Wirkungsfelder.

Die Integration der MOEL be-
deutet gleichzeitig, dass in die-
sen Staaten prinzipiell das EU-
Recht gilt. Der gemeinsame
Binnenmarkt ermöglicht freien
Warenverkehr, freien Dienstlei-
stungsverkehr, freien Kapitalver-
kehr sowie freien Personen-
verkehr. In diesem Sinne wird 
der Verbraucherschutz verbessert
werden, eine Angleichung der
Standards im Bereich der Ar-
beits- und Sozialpolitik wird erfol-
gen und das Wettbewerbsrecht
wird dann allgemein gültig sein.

Diese Broschüre soll dazu bei-
tragen, Unsicherheiten aus dem
Weg zu räumen und Ängste ge-
genüber der Erweiterung zu neh-
men.

A. QUO VADIS EUROPA – 
WOHIN GEHST DU EUROPA

Bulgarien

Rumänien

TürkeiTürkeiTürkei

FIN

GB
IRL

D

DK

NL
B

S

A
F

IP

E

L

GR

Bevölkerung 1,4 Mio.
BIP* je Einwohner
in     : 9 800

ESTLAND

Bevölkerung
2,4 Mio.
BIP* 7 700

LETTLAND

Bevölkerung
3,5 Mio.
BIP* 8 700

LITAUEN

Bevölkerung
10,2 Mio.
BIP* 11 900

UNGARN

10 EU-Kandidaten, die
ab 2004 dabei sein sollen

mit Beitritts-
kandidat Türkei
wird noch nicht
verhandelt

Bevölkerung
0,8 Mio.
BIP* 18 500

ZYPERN

Bevölkerung
5,4 Mio.
BIP* 11 100

SLOWAKEI

Bevölkerung
38,6 Mio.
BIP* 9 200

POLEN

Bevölkerung
10,3 Mio.
BIP* 13 300

TSCHECHIEN

Bevölkerung
2,0 Mio.
BIP* 16 000

SLOWENIEN

Bevölkerung
0,4 Mio.
BIP* 11 700

(1999)

MALTA

Rumänien
und Bulgarien:
Beitritt 2007
geplant

*nach Kaufkraft Quelle: Eurostat

15 EU-Länder
379,6 Mio. Einwohner
BIP* je Einwohner 2001 in    : 23 200

© Globus8083

Die Erweiterung der EU

Aus 15 werden 25
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1. Fragen von Arbeitnehmern

Kommt es durch den Beitritt der zehn Staaten zu einer „Überschwemmung“ des deut-
schen Arbeitsmarktes mit Arbeitnehmern aus den Beitrittsländern?

NEIN, gerade deshalb wurden die maximal sieben Jahre geltenden Schutzfristen für den
Arbeitsmarkt für alle derzeitigen Mitgliedstaaten ausgehandelt. Deutschland1 und Österreich
können als unmittelbare Anrainerstaaten zusätzlich die Dienstleistungsfreiheit in bestimmten
Bereichen einschränken. Der Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt wird weiterhin national gere-
gelt. Ausgenommen von dieser Übergangsregelung sind Malta und Zypern. Um einen Arbeits-
platz in einem anderen Mitgliedstaat aufzunehmen, sind zwei Voraussetzungen notwendig:

� Arbeitsvertrag oder Nachweis eines Einkommens,
� Gleicher Lohn für gleiche Arbeit.

Gelten für deutsche Arbeitnehmer ebenfalls Schutzfristen für den Arbeitsmarkt und den
Dienstleistungsmarkt in Polen und Tschechien?

JA, denn Tschechien und Polen wird gestattet, gleichwertige Maßnahmen gegenüber deut-
schen Staatsangehörigen zu ergreifen. Demzufolge wird der Zugang zum tschechischen bzw.
polnischen Arbeitsmarkt jeweils national geregelt. Ein deutscher Staatsangehöriger muss somit
ein Arbeitsvisum beantragen. Für eine Beschäftigung als Arbeitnehmer wird eine Aufenthalts-
genehmigung von der tschechischen bzw. polnischen Botschaft gefordert. Für eine selbständi-
ge Tätigkeit wird eine Gewerbeberechtigung benötigt. Weitere Auskünfte zur Arbeitsaufnahme
in den Beitrittsländern erhalten Sie bei den jeweiligen Botschaften.2

Werden Arbeitnehmer aus den neuen Mitgliedstaaten wie z.B. Litauen und Slowenien
geringer bezahlt?

NEIN, denn nach EU- Recht gilt der Grundsatz gleicher Lohn für gleiche Arbeit. Eine Sonder-
regelung wird es bei Saisonarbeitnehmern, Grenzpendlern und Leiharbeitern geben. Diese wer-
den national geregelt.

Ergeben sich durch die Erweiterung der EU Änderungen im deutschen Sozialsystem?

NEIN, sowohl Krankenkassen, Arbeitslosenversicherung und die gesetzliche Rentenversiche-
rung bleiben weiterhin national geregelt, d.h. nur die Bundesrepublik Deutschland selbst erlässt
in diesen Bereichen Gesetze. Jedoch ist kein Export von Sozialleistungen möglich.

Wird es Änderungen für tschechische und polnische Arbeitnehmer geben, die bereits jetzt
eine Arbeitserlaubnis oder Grenzgängererlaubnis besitzen?

B. ANTWORTEN AUF 
HÄUFIG GESTELLTE FRAGEN

1 Bausektor, Innendekoration, Gebäudereinigung
2 siehe nützliche Adressen
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NEIN, falls die betreffenden Arbeitnehmer am Tag des Beitritts mindestens 12 Monate ununter-
brochen auf dem deutschen Arbeitsmarkt zugelassen waren oder nach dem Beitritt für den glei-
chen Zeitraum ununterbrochen zugelassen werden. 

Können Studenten ohne Einschränkung überall in der EU studieren?

JA, Bürger eines Mitgliedstaates der EU können in jedem anderen Land der EU ohne Einschrän-
kung studieren. Der internationale Austausch von Studenten ist sogar erwünscht.
Schon heute haben Studenten im Rahmen von EU-Austauschprogrammen die Möglichkeit zu
studieren und gegebenenfalls auch eine finanzielle Unterstützung zu erhalten. Meistens müssen
im Rahmen solcher Austauschprogramme keine Studiengebühren gezahlt werden. Grundsätz-
lich gilt für ein Studium im Ausland: Die jeweilige Hochschule muss die Studenten zu den glei-
chen Bedingungen aufnehmen wie Studenten des eigenen Landes. Im Rahmen eines Aus-
tauschprogramms müssen Studenten den Nachweis erbringen, an einer deutschen Hochschule
eingeschrieben und krankenversichert zu sein. Strebt man privat das Studium an einer europäi-
schen Hochschule an, müssen die Studiengebühren selbst getragen werden. Diese dürfen aber
nicht höher sein, als für einheimische Studenten. Ein Krankenversicherungsnachweis ist eben-
falls zu erbringen.

LUXEMBURG

0,3 Mio.
(2002) 3,6 %

SCHWEDEN

4,3 Mio. 5,5 %

Quelle: Eurostat

ESTLAND

0,6 Mio. 10,1 %

LETTLAND

1,0 Mio. 10,5 %

LITAUEN

1,5 Mio. 12,7 %

POLEN

14,3 Mio. 19,3 %

TSCHECHIEN

4,7 Mio. 7,6 %

SLOWAKEI

2,1 Mio. 17,2 %

UNGARN

3,8 Mio. 5,8 %

ZYPERN

0,2 Mio. 4,4 %

MALTA

0,3 Mio. 7,7 %

SLOWENIEN

0,9 Mio. 6,6 %

FINNLAND

2,4 Mio. 9,1 %

DÄNEMARK

2,8 Mio. 5,6 %

DEUTSCHLAND

38,1 Mio. 9,3 %

GROSSBRITANNIEN

29,5 Mio.
(2002) 5,0 %

IRLAND

1,8 Mio. 4,6 %

NIEDERLANDE

8,3 Mio. 3,7 %

BELGIEN

4,2 Mio.
(2002) 8,1 %

FRANKREICH

24,8 Mio. 9,3 %

PORTUGAL

5,1 Mio. 6,5 %

SPANIEN

16,6 Mio. 11,3 %

ITALIEN

24,2 Mio. 8,7 %

ÖSTERREICH

4,0 Mio. 4,4 %

EU der 15
Erwerbstätige

in Mio.
(Stand 2003)

Arbeitslosen-
quote in %
(Stand 2003)

Beitrittsländer
Erwerbstätige

in Mio.
(Stand 2001)

Arbeitslosen-
quote in %
(Stand 2003)

GRIECHENLAND

3,9 Mio.
(2002) 9,3 %

© Globus8994

Europäische Union:Europäische Union:Europäische Union:
Der Arbeitsmarkt wird größerDer Arbeitsmarkt wird größerDer Arbeitsmarkt wird größer
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Studenten, die in Polen oder Tschechien ein Auslandssemester absolvieren möchten, sollten
sich an ihrer deutschen Universität informieren, ob im Rahmen des EU-Förderprogramms
„SOKRATES/ERASMUS“ ein Studentenaustauschprogramm mit einer polnischen oder tschechi-
schen Hochschule besteht. 
Koordiniert wird die Zusammenarbeit deutscher, polnischer und tschechischer Hochschulen
vom Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD). Dieser gibt auch weiterführende
Informationen bezüglich eines Studiums in Tschechien und Polen.

Dürfen Studenten aus den neuen Mitgliedstaaten während eines Studiums in Deutschland
arbeiten?

JA, Studenten aus den neuen Mitgliedstaaten, die während eines Studiums in Deutschland
arbeiten möchten, dürfen einer Beschäftigung von maximal drei Monaten nachgehen. Einer
Arbeitsgenehmigung bedarf es gemäß § 9 Nr. 9 Arbeitsgenehmigungsverordnung  (ArGV) da-
bei nicht.

2. Fragen der kleinen und mittleren Unternehmen

Wird das Handwerk nach dem Beitritt kaputt gemacht?

NEIN, in besonders empfindlichen Bereichen wie dem Bauhandwerk kann unser Markt bis zu
sieben Jahren von der Bundesregierung geschützt werden.

Gilt dieser Schutz nur für das Bauhauptgewerbe?

NEIN, sämtliche mit dem Bau verbundene Handwerksdienstleistungen sind geschützt!

Haben Firmen aus den neuen Mitgliedstaaten die Möglichkeit öffentliche Aufträge in
Deutschland zu erhalten?

JA, Firmen aus den neuen Mitgliedstaaten haben die Möglichkeit sich um öffentliche Aufträge
in Deutschland zu bewerben. Wenn es sich dabei um Aufträge im Bereich Bau, Reinigung und
Innendekoration handelt, kann Deutschland aber innerhalb der siebenjährigen Schutzfrist den
Zugang zum Markt sperren.

Haben deutsche Firmen die Möglichkeit öffentliche Aufträge in den neuen Mitglied-
staaten zu erhalten?

JA, Firmen aus Deutschland haben die Möglichkeit sich um öffentliche Aufträge in den neuen
Mitgliedstaaten zu bewerben. Sollte Deutschland aber Aufträge im Bereich Bau, Reinigung und
Innendekoration gesperrt haben, können Polen und Tschechien das auch im Gegenzug tun.

Werden deutsche Ausbildungen im Handwerk in Tschechien und Polen anerkannt?
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!JA, die Anerkennung von in Deutschland
erworbenen Berufsausbildungen in der
Tschechischen Republik und in Polen unter-
liegt nach dem Beitritt dem gültigen EU-
Recht, das eine wechselseitige Anerkennung
möglich macht. Grundlage dafür ist eine
Gleichwertigkeit der Ausbildung, ansonsten
müssen die fehlenden Teile der Ausbildung
nachgeholt werden. Dies gilt natürlich umge-
kehrt auch für einen deutschen Handwerker,
der die in Tschechien bzw. in Polen geltenden
Anforderungen erfüllen muss. Was die
Meisterprüfung betrifft: bereits seit 1966 kön-
nen sich Staatsbürger aus einem anderen EU-
Land gemäß § 9 HWO auch ohne deutsche
Meisterprüfung unter bestimmten Bedingun-
gen in die Handwerksrolle eintragen lassen.

Gibt es nach dem Beitritt Beschränkungen im Bereich der unternehmerischen Nieder-
lassungsfreiheit in den neuen Mitgliedstaaten?

NEIN, deutsche Unternehmer haben selbstverständlich die Möglichkeit, einen Betrieb in den
neuen Mitgliedstaaten zu gründen und umgekehrt. Der grenzüberschreitende Einsatz von
Mitarbeitern unterliegt möglicherweise den oben beschriebenen Schutzklauseln auf dem Ar-
beitsmarkt, allerdings auf höchstens sieben Jahre.

Haben deutsche Unternehmen während der Übergangsfristen trotzdem die Möglichkeit,
Arbeitnehmer aus den „neuen“ Mitgliedstaaten in Deutschland zu beschäftigen?

JA, dies wird durch bilaterale Abkommen zwischen Deutschland und den Beitrittsstaaten gere-
gelt. Dies sind 
� Gastarbeitervereinbarungen, d.h. Fachkräfte dürfen sich für max. 18 Monate zur sprachlichen 

und beruflichen Fortbildung in Deutschland aufhalten;
� Werkvertragsübereinkommen, welche den Abschluss von Werkverträgen mit deutschen Un-

ternehmen – häufig Subunternehmer – und ihren Arbeitskräften nach Deutschland gestatten. 
� Saisonarbeitervereinbarungen, d.h. ausländische Saisonkräfte, zum Beispiel als Erntehelfer 

haben die Möglichkeit, einmal pro Kalenderjahr insgesamt max. drei Monate in Deutschland 
zu arbeiten, sofern am inländischen Arbeitsmarkt keine Bewerber für die Besetzung der 
Stellen verfügbar sind.

� Grenzgängervereinbarungen, d.h. polnische und tschechische Grenzgänger haben die 
Möglichkeit in Deutschland zu arbeiten sofern sie täglich in ihr Heimatland zurück gehen.

Für die Arbeitnehmer aus den Mittel- und Osteuropäischen Staaten müssen hinsichtlich Arbeits-
schutz, Entlohnung und Kündigung wie auch Sozialleistungen die gleichen Bedingungen gelten
wie für einen Inländer.

8485

Deutschland und die EU-Beitrittskandidaten

PolenPolenPolen

Quelle: Stat. BundesamtQuelle: Stat. BundesamtQuelle: Stat. Bundesamt

Deutscher Außenhandel im Jahr 2002 in Milliarden Euro

© Globus

TschechienTschechienTschechien

UngarnUngarnUngarn

SlowakeiSlowakeiSlowakei

SlowenienSlowenienSlowenien

LitauenLitauenLitauen

LettlandLettlandLettland

EstlandEstlandEstland

ZypernZypernZypern

MaltaMaltaMalta

PolenPolenPolen

TschechienTschechienTschechien

UngarnUngarnUngarn

SlowakeiSlowakeiSlowakei

SlowenienSlowenienSlowenien

LitauenLitauenLitauen

LettlandLettlandLettland

EstlandEstlandEstland

ZypernZypernZypern

MaltaMaltaMalta

Ausfuhr nach Einfuhr aus

16,116,116,1

16,016,016,0

11,211,211,2

4,14,14,1

2,42,42,4

1,51,51,5

0,90,90,9

0,60,60,6

0,40,40,4

0,30,30,3

16,216,216,2

14,214,214,2

12,112,112,1

5,15,15,1

2,62,62,6

0,70,70,7

0,40,40,4

0,40,40,4

0,30,30,3

0,10,10,1

Polen, Tschechien
und Ungarn sind bei
Einfuhr und Ausfuhr
die wichtigsten
Handelspartner
Deutschlands unter
den zehn am 1. Mai
zu EU kommenden
Ländern. Der Export
in diese zehn Län-
der erreichte 2002
53,5 Mrd. Euro, der
Import 52 Mrd.
Euro. Im- und Ex-
port stiegen von
2001 auf 2002 um
über sechs Prozent
und damit wesent-
lich stärker als der
deutsche Außen-
handel insgesamt
(Import: 3,8 %,
Export: 1,6 %):
Neue Chancen für
kleinere und mittle-
re Unternehmen.



?3. Fragen von Handel und Verbrauchern

Wird es nach dem Beitritt noch Beschränkungen im freien Warenhandel über die Grenze
geben?

NEIN, der grenzüberschreitende Warenhandel ist gemäß den Regeln des Europäischen Binnen-
marktes frei. In Tschechien gibt es lediglich Beschränkungen bei Zigaretten bis 31.12.2007, bei
einem bestimmten Tierfuttermittel und bei Agrarprodukten, die aus tschechischen Betrieben
stammen, die keine EU-Zulassung haben. In Polen gibt es Beschränkungen bei Zigaretten bis
31.12.2008 und bei medizinischen Produkten bis 2009. Bevor der medizinische Acquis3 nicht
vollständig übernommen ist, dürfen medizinische Produkte nur auf dem heimischen Markt ab-
gesetzt werden. 

Wird es nach dem Beitritt noch „duty free shops“ an der Grenze geben?

NEIN, mit dem Beitritt zur Europäischen Union wird es in den neuen Mitgliedstaaten keine
grenznahen „duty free shops“ mehr geben. Vielmehr werden die Läden dort sich dem Schema
der „travel value shops“ an unseren Flughäfen anpassen, die allerdings weder Zigaretten noch
Alkohol mehrwertsteuerfrei (im Volksmund „zollfrei“) verkaufen dürfen.

Werden die Zigaretten in Tschechien und Polen nach dem Beitritt genauso billig bleiben
wie jetzt?

NEIN. Tschechien muss bis spätestens im Jahr 2007, Polen: bis 2008 die Tabaksteuer an die
Untergrenze, die in der EU gilt, angeglichen haben. Der Preis wird also steigen!

Wird das Benzin in Tschechien und Polen auch nach dem Beitritt billiger sein als in
Deutschland?

JA, Tschechien und Polen haben bereits jetzt
die von der EU verlangte Mindeststeuer für
Mineralöl eingeführt, während bei uns die
Mineralölsteuer aufgrund nationaler Ent-
scheidungen höher ist.

Darf man nach dem Beitritt beliebig viel
Benzin in Reservekanistern über die Gren-
ze bringen?

NEIN. Derzeit sind 10 Liter erlaubt, nach
dem Beitritt gilt die Freimenge von 20 Liter,
ohne dass die Mineralölsteuerdifferenz nach-
gezahlt werden muss.
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Stand Januar 2004

Tschechien

Diesel

0,69 0,84 0,84

0,71 0,87 0,86

0,87 1,04 1,05

Normal-
benzin

Super

Polen

Deutschland

* www.benzinpreise.de

BENZINPREISE* IN EURO

3 Besitzstand
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4. Fragen der Landwirte

Sind deutsche Landwirte unter allen Umständen gemäß den Übergangsfristen vom Er-
werb landwirtschaftlicher Flächen oder Wälder in Polen und Tschechien ausgeschlossen?

NEIN, die Einschränkung derartiger Flächen in Tschechien sieben
Jahre lang, in Polen zwölf Jahre lang als Ausländer nicht erwerben
zu können, gilt nicht für selbständige Landwirte, die mindestens 3
Jahre ununterbrochen ihren rechtmäßigen Wohnsitz im jeweiligen
Land haben und dort seither ununterbrochen landwirtschaftlich
tätig sind (Tschechien) oder mindestens 3 Jahre ununterbrochen
Land gepachtet hatten (Polen).

Darf ein deutscher Landwirt Gülle oder andere Düngemittel in
Tschechien und Polen ausbringen?

JA, die Ausbringung von Gülle und Düngemittel von deutschen
Landwirten in der Tschechischen Republik und in Polen richtet sich
nach dem geltenden EU-Recht, das die beiden Länder schon
umgesetzt haben. Grundsätzlich dürfen diese Güter im Zuge der
Freiheit des Warenverkehrs über die Grenze verbracht werden,
jedoch müssen die genauen Bestimmungen der EU-
Gesetzgebung für Düngemittel erfüllt sein.

Werden die landwirtschaftlichen Subventionen für unsere
Bauern sinken?

Generell verändert die EU-Erweiterung die Höhe der landwirtschaftlichen Subventionen nicht.
Jedoch unterstützt die Bundesregierung eine Reform der Gemeinsamen Europäischen
Agrarpolitik (GAP)4, die zu einer EU-weiten Absenkung der landwirtschaftlichen Subventionen
führt. Subventionen sollen für die Landwirtschaft von der Produktionsmenge weitestgehend
entkoppelt werden. Zukünftig sollen Bauern das anbauen, was der Verbraucher nachfragt und
nicht das, wofür die EU am meisten zahlt. Die Landwirtschaft soll wettbewerbsfähiger und markt-
orientierter gestaltet werden. Die einzelbetrieblichen Zahlungen werden künftig an die Einhal-
tung verbindlicher Umwelt-, Lebensmittelsicherheits- und Tierschutznormen gebunden sein. 
Dadurch erhalten die Landwirte eine verlässliche Perspektive.

Bekommen die Bauern aus den neuen Mitgliedstaaten sofort die gleichen Unter-
stützungen wie bei uns?

4 Die Gemeinsame Europäische Agrarpolitik (GAP) wird in den Art. 32-38 des Vertrages der Europäischen Gemeinschaft geregelt. Die 
Ziele (Art. 33) sind u.a.: Steigerung der Produktivität durch Förderung des technischen Fortschritts, Rationalisierung der landwirt-
schaftlichen Erzeugung und den bestmöglichen Einsatz der Produktionsfaktoren, insbesondere der Arbeitskräfte; Sicherstellung der 
Versorgung; Belieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen.

Polnischer Landwirt
beim Düngen seines
Kartoffelackers. Ab
1. Mai können auch
seine deutschen
Kollegen Gülle und
andere Düngemittel
in Polen und Tsche-
chien ausbringen.
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NEIN, die Direktzahlungen werden über einen Zeitraum von zehn Jahren schrittweise einge-
führt. Sie beginnen 2004 bei 25% des EU-Niveaus, bis sie 2013 100% erreicht haben. Die
Beitrittsländer sind mit fairen Quoten für Acker- und Tierprodukte am Gemeinsamen Agrarmarkt
beteiligt. Überschussproduktionen sind nicht zu befürchten. Um die Strukturprobleme in den
ländlichen Gebieten aller neuen Mitgliedstaaten zu lösen, werden neben den Direktzahlungen
für die Entwicklung des ländlichen Raums zwischen 2004 und 2006 zusätzlich Mittel in Höhe von
5,1 Mrd. Euro zur Verfügung gestellt. Im Vergleich dazu erhält Deutschland im Zeitraum 2000-
2006 ca. 9 Mrd. Euro an EU-Mitteln für die Entwicklung des ländlichen Raums.

EU-Budget

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

25 % 30 % 35 % 40 % 50 % 60 % 70 % 80 % 90 % 100 %

entweder

oder

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

+30 %

auf das Niveau der „GAP-ähnlichen“ Dirketzahlungen wie national 2003, also vor dem
Beitritt gewährt (plus 10%)

+30 % +30 % +30 % +30 % +30 % +30 % +20 % +10 % –

VERTEILUNG DER DIREKTZAHLUNGEN

Den neuen Mitgliedstaaten wird die Möglichkeit eingeräumt, diese Zahlungen mit nationalen Mitteln, den sogenannten „top
ups“ und Mitteln für die ländliche Entwicklung (ab 2007 nur noch aus nationalen Mitteln) aufzustocken.

Die neuen Mitgliedstaaten haben die Möglichkeit, die Direktzahlungen befristet nach einem vereinfachten System durchzu-
führen. Auf der Grundlage eines Direkthilfe-Rahmens und ausgehend von der bewirtschafteten landwirtschaftlichen Nutzfläche
soll für jedes Land, produktionsunabhängig, ein Durchschnittsbetrag für die flächenbezogenen Zahlungen berechnet werden.
Die vereinfachte Regelung gilt für drei Jahre, kann zweimal um je ein Jahr verlängert werden und ist freiwillig.

Die neuen Mitgliedstaaten haben die Möglichkeit, die an einen Landwirt geleisteten Direktzahlungen mit vorheriger Zustim-
mung der Europäischen Kommission in folgendem Umfang aufzustocken:

� um 30% aus den Mitteln für die ländliche Entwicklung und aus einzelstaatlichen Mitteln bis auf 55, 60 bzw. 65% in den 
Jahren 2004, 2005 und 2006. Ab 2007 ist eine weitere Aufstockung um 30% über dem dann geltenden Niveau möglich, 
jedoch ausschließlich aus nationalen Mitteln;

� bis zur vollständigen Höhe der Dirketzahlungen für bestimmte Agrarprodukte, die der Landwirt vor dem Beitritt  (also 2003) 
in dem betreffenden Beitrittsland im Rahmen einer vergleichbaren nationalen Regelung erhalten hätte, zuzüglich 10%. Für 
Zypern und Slowenien gelten Sonderbestimmungen. Dabei dürfen die Direktzahlungen, die ein Landwirt nach dem Beitritt 
einschließlich aller zusätzlichen nationalen Zahlungen erhält, keinesfalls höher sein, als die Direktzahlungen für das betref-
fende Produkt in einem der derzeitigen EU-Mitgliedstaaten.

MÖGLICHKEIT DER NATIONALEN ZUSATZFINANZIERUNG

12
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5. Allgemeine Fragen

Werden die neuen Mitgliedstaaten ab sofort den Euro haben?

NEIN, für die Einführung des EURO in den neuen Mitgliedstaaten ist es erforderlich, dass sie
die Maastricht-Kriterien erfüllen und damit auch mindestens zwei Jahre lang am Wechsel-
kursmechanismus teilgenommen haben. Die Einführung des EURO in den Beitrittsländern ist
somit Endpunkt eines mehrstufigen Prozesses und wird auch für die am weitesten fortgeschrit-
tenen Länder nur mittelfristig zu erreichen sein.

Kommen nach dem Beitritt Kriminelle ungehindert über die Grenze?

NEIN, zunächst werden weiter Personenkontrollen an der Grenze stattfinden. Dazu wird es Aus-
gleichsmaßnahmen geben. Durch den Beitritt erlangen die neuen Mitgliedstaaten bessere
Sicherheitsstandards und rechtsstaatliche Verfahrensweisen. Zudem wird eine engere Zusam-
menarbeit zur Kriminalitätsbekämpfung sowie eine enge polizeiliche Zusammenarbeit geför-
dert. Die Zusammenarbeit mit den neuen Mitgliedsländern soll deren Bemühungen unterstüt-
zen, Kriminalität zu bekämpfen und zu verhindern.

Wird es ein starkes Gefälle beim Umweltschutz geben?

NEIN, mit wenigen zeitlich befristeten Ausnahmen müssen die neuen Mitgliedstaaten das
Europäische Umweltrecht genauso wie die alten Mitgliedstaaten einhalten.

Wird die Erweiterung die Sicherheit unserer Nahrungsmittel und anderer Erzeugnisse
beeinträchtigen?

NEIN, der Sicherheit von Lebensmitteln wird in der Europäischen Union besonders große
Aufmerksamkeit geschenkt.

Die Beitrittskandidaten müssen gewährleisten, dass sie alle Vorschriften zur Nahrungs-
mittelsicherheit anwenden und über angemessene Kontrollmechanismen verfügen. Die
Europäische Union lässt keine Senkung der Standards zu, die zu Risiken für den Verbraucher
führen könnten. Für die Beitrittsländer ist die Lebensmittelsicherheit mit hohen Investitions-
leistungen verbunden. Sie unternehmen jedoch große Anstrengungen, die EU-Normen zu erfül-
len. Eine Vielzahl von Lebensmittelverarbeitungsbetrieben in den neuen Mitgliedstaaten ent-
sprechen den hohen Hygieneanforderungen der Europäischen Union. Allerdings wurden auch
in diesem Bereich von den neuen Mitgliedsstaaten Übergangsregelungen vereinbart, um wei-
tere Lebensmittelverarbeitungsbetriebe umstellen zu können. Lebensmittel, die aus solchen
Betrieben kommen, unterliegen sehr strengen Auflagen. Sie dürfen während dieses Zeitraumes
nur auf nationalen Märkten angeboten werden und müssen entsprechend gekennzeichnet sein.
Erreichen bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse aus den neuen Mitgliedstaaten nicht die
EU-Norm, dürfen sie nur national gehandelt werden. 



03/2004  Neue Brücken zu alten Nachbarn

14

Werden wir in Zukunft an der Grenze zu einem Höchstfördergebiet leben und werden des-
halb Betriebe abwandern?

JA und NEIN, die Fördersätze in Tschechien und Polen werden zum Teil höher sein. Aber auch
die neuen Bundesländer erhalten bis mindestens 2006 die gleiche finanzielle Unterstützung wie
die neuen Mitgliedstaaten. Für Betriebsverlagerungen gibt Brüssel kein Geld.

Ist Deutschland der „Zahlmeister“ für die Erweiterung der Union?

NEIN, die Nettozahler-Diskussion taucht immer wieder auf und auch im Vorfeld der Erweiterung
ist dies der Fall. Zum Vergleich der Dimensionen kann herangezogen werden, dass im Jahr
1999, aus dem die letzten offiziellen Angaben zu Nettotransferzahlungen stammen, rund 70
Mrd. Euro von West- nach Ostdeutschland geflossen sind. Schätzungen für das Haushaltsjahr
2003 liegen sogar über diesem Wert. Demgegenüber beträgt der Beitrag Deutschlands zur
Osterweiterung von 2004 bis 2006 jährlich gerade einmal 1,84 Mrd. Euro, dabei ist aber der EU-
Haushalt gedeckelt und es werden durch die Union keine Sozialsysteme finanziert. 

Prozent der Befragten, die JA sagen
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727272 565656

666666 606060

646464 595959

646464 717171

636363 616161

616161 616161

616161 606060
Tschechische Rep.

Polen

Litauen

Malta

Lettland

Estland

Slowenien

Bulgarien

Zypern

Russland

Rumänien
Ungarn

Slowakische Rep.

Russl.

Türkei

Kroatien

Welche dieser Staaten gehören in die EU?
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Ungarn, Tschechien, Malta, Polen, Estland und Lettland werden von den Deutschen am meisten willkommen ge-
heißen im Europäischen Haus. Skepsis überwiegt dagegen bei Rumänien und Russland.

Grafik: Leipziger Volkszeitung/Heidi Teske; Quelle: Institut für Marktforschung, Leipzig
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Die Europäische Union ist heute viel mehr als ein gemeinsamer Markt oder eine gemeinsame
Agrarpolitik. Die Europäische Union ist eine Wirtschafts- und Wertegemeinschaft und bietet
somit ihren Bürgerinnen und Bürgern einen Raum der Freiheit und Sicherheit mit zahlreichen
Rechten. 

Unionsbürger können sich innerhalb der Europäischen
Union frei bewegen, aufhalten, arbeiten und wohnen (Freier
Personenverkehr).

Sie haben die Möglichkeit, andere EU- Mitglieder mit Waren
zu beliefern und umgekehrt (Freier Warenverkehr).
Unternehmen dürfen innerhalb der Europäischen Union
Dienstleistungen überall frei anbieten (Freier Dienstlei-
stungsverkehr). 

Auch Kapital kann innerhalb des Binnenmarktes die Gren-
zen passieren, es entfallen sowohl die Beschränkungen im
Zahlungsverkehr als auch alle Mengenbegrenzungen bei
der Ein- und Ausfuhr von Währungen. (Freier Kapitalverkehr)

Diese vier Freiheiten basieren auf dem gemeinsamen Bin-
nenmarkt der Europäischen Union.

Darüber hinaus besitzen EU-Bürger das aktive und passive
Wahlrecht bei Kommunalwahlen und Europawahlen in dem
EU-Mitgliedsstaat, in dem sie ihren Wohnsitz haben, auch
wenn sie nicht Staatsangehörige des jeweiligen Landes
sind.

EU- Bürger besitzen das Recht, sich in ihrer Amtssprache an
alle Organe der EU zu wenden und in der selben Sprache
Antwort zu erhalten.

Sie besitzen das Recht, Dokumente der EU-Organe einzuse-
hen.

EU-Bürger besitzen außerdem das Recht auf Schutz der per-
sönlichen Daten, die von Behörden der EU gespeichert wer-
den.

Mit dem Beitritt der MOEL sowie Zyperns und Maltas gelten
diese Rechte auch in diesen Staaten, allerdings mit gewis-
sen Einschränkungen, die in den Übergangsbestimmungen
festgelegt worden sind.

C. DIE RECHTE EINES UNIONSBÜRGERS

Der Binnenmarkt umfasst nach Art. 14 Abs. 2 EGV
„einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der
freie Verkehr von Waren (Art. 23ff., 28ff.), Personen
(Art. 39ff., 43ff.), Dienstleistungen (Art. 49ff.) und
Kapital (Art. 56 I, 57ff.) gemäß den Bestimmungen
des Vertrages der Europäischen Gemeinschaften
(EGV) gewährleistet ist“.

FREIER PERSONENVERKEHR
� Wegfall von Grenzkontrollen
� Harmonisierung der Einreise-, Asyl-, 

Waffen-, Drogengesetze
� Niederlassungs- und Beschäftigungs-

freiheit für EU-Bürger
� Verstärkte Außenkontrollen

Freier Warenverkehr
� Wegfall von Grenzkontrollen
� Harmonisierung oder gegenseitige 

Anerkennung von Normen und Vorschriften
� Steuerharmonisierung

Freier Dienstleistungsverkehr
� Liberalisierung der Finanzdienste
� Harmonisierung der Banken- und 

Versicherungsaufsicht
� Öffnung der Transport- und 

Telekommunikationsmärkte

Freier Kapitalverkehr
� Größere Freiheit für Geld- und 

Kapitalbewegungen
� Schritte zu einem gemeinsamen Markt 

für Finanzleistungen
� Liberalisierung des Wertpapierverkehrs

BINNENMARKT

DIE „VIER FREIHEITEN“ 
DES EG-BINNENMARKTES

€

�

�

�
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I. DIE SCHUTZKLAUSELN FÜR DIE BISHERIGEN MITGLIEDSTAATEN

Bereits bei der Erweiterung um Griechenland (1981), sowie Portugal und Spanien (1986) gab es
eine Befristung der Freizügigkeit für Arbeitnehmer, um Spannungen auf dem Arbeitsmarkt zu
vermeiden. Jedoch sollte das starre Übergangsmodell, das den EU-Beitritt Spaniens und
Portugals geregelt hatte, nicht wieder verwendet werden.
Diesmal wird es eine gestaffelte bis zu maximal siebenjährige Übergangsfrist geben.
Ausgangspunkt für diese Regelung waren die Vorschläge der Bundesrepublik Deutschland im
Dezember 2000, die im Kern eine siebenjährige Übergangsfrist mit entsprechenden
Flexibilisierungsmöglichkeiten (2+3+2-Formel) vorsahen.
Dieses Modell soll den Versuch darstellen, die verschiedenen Interessen jener Mitgliedstaaten,
die Übergangsregelungen wünschten, und jener Staaten, die gleich ihre Arbeitsmärkte öffnen
wollen gerecht zu werden. Vor allem Deutschland und Österreich hatten darauf bestanden,
ihren Arbeitsmarkt zu schützen. Aber auch Frankreich, Finnland, die Niederlande, Schweden
und Großbritannien werden von der bis zu siebenjährigen Schutzfrist Gebrauch machen. Irland,
Dänemark und Griechenland werden dagegen ihre Grenzen ab dem 1. Mai 2004 öffnen. Die
restlichen 5 Mitgliedstaaten haben sich noch nicht entschieden, ob sie die Übergangsfrist
anwenden möchten. Im Rahmen dieser Übergangsregelungen gilt aber auch, die Interessen der
neuen Mitgliedstaaten in diesen Prozess zu integrieren, die sozial und wirtschaftlich betrachtet
sehr unterschiedliche Ausrichtungen aufwiesen.

1. Schutz des deutschen Arbeitsmarktes

Ein ausländischer Arbeitnehmer braucht, um in Deutschland in einem Betrieb arbeiten zu kön-
nen, eine Arbeitserlaubnis. Bürgern der Europäischen Union muss diese Erlaubnis erteilt wer-
den, andere Ausländer können nur nach einer Prüfung der Lage auf dem Arbeitsmarkt von den
Arbeitsämtern eine Erlaubnis bekommen, sie haben darauf aber keinen Anspruch. Für Bürge-
rinnen und Bürger der neuen Mitgliedstaaten kann gemäß den Beitrittsverträgen der Arbeits-
marktzugang beschränkt werden.

2+3+2-Regelung
Die 2+3+2- Regelung gestattet den derzeitigen Mitgliedstaaten, ihren Arbeitsmarkt bis zu maxi-
mal sieben Jahre ab dem Tag des Beitritts zu schützen. In den ersten zwei Jahren gilt EU-weit
eine Übergangsfrist, d.h. dass den alten Mitgliedstaaten die Möglichkeit eingeräumt wird, ihren
Arbeitsmarkt weiterhin national zu regeln. Arbeitnehmern aus den neuen Mitgliedstaaten, aus-
genommen sind Staatsangehörige von Malta und Zypern, kann die Zulassung zum Arbeitsmarkt
verwehrt werden.
Nach diesen zwei Jahren müssen sich die Mitgliedstaaten für eine von drei Möglichkeiten ent-
scheiden: entweder sie gestatten Freizügigkeit nach EU-Recht und beantragen bei der
Europäischen Kommission keine Fristverlängerung. In diesem Fall tritt die Freizügigkeit auto-
matisch in Kraft. Oder sie gewähren zwar Freizügigkeit nach EU-Recht, nutzen aber, weil sie
nicht wissen, wie sich die Arbeitsmarktlage gestalten wird, die Möglichkeit der Inanspruch-
nahme der Schutzklausel. Diese Schutzklausel sieht vor, dass ein Staat bei erheblichen Störun-

D. DIE ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 
IM DETAIL
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gen des Arbeitsmarktes, die „Notbremse ziehen“ kann. Darüber erhält
die Kommission eine Mitteilung und nimmt dann eine Überprüfung der
Lage vor. Die dritte Möglichkeit besteht darin, dass ein Staat der
Europäischen Kommission mitteilt, den Arbeitsmarkt nicht öffnen zu kön-
nen aufgrund fortbestehender Arbeitsmarktprobleme. Dann darf der
Mitgliedstaat für weitere drei Jahre seinen Arbeitsmarkt nach nationalem
Recht regulieren. Nach dieser fünfjährigen Frist haben diese Staaten ein
letztes Mal die Möglichkeit, die Öffnung ihrer Arbeitsmärkte um zwei
weitere Jahre zu verschieben.

Folgende Bedingungen gelten bei den Übergangsregelungen
� es besteht Bestandsschutz für Arbeitnehmer aus den neuen Mitglied-

staaten, die am Tag des Beitritts bereits mindestens 12 Monate 
ununterbrochen rechtmäßig in Deutschland gearbeitet haben,

� es besteht Bestandsschutz für Arbeitnehmer aus den neuen Mitglied-
staaten, die nach dem Tag des Beitritts für einen ununterbrochenen 
Zeitraum von mindestens 12 Monaten auf dem deutschen Arbeitsmarkt zugelassen waren.

Kein Bestandsschutz besteht für Arbeitnehmer aus den neuen Mitgliedstaaten, wenn
� sie zwar die obigen Bedingungen erfüllen, den deutschen Arbeitsmarkt aber freiwillig ver-

lassen,
� sie am Tag des Beitritts oder während eines Zeitraums, in dem nationale Maßnahmen ange-

wandt werden, rechtmäßig in Deutschland arbeiten, aber weniger als 12 Monate zum Ar-
beitsmarkt zugelassen waren.

Regeln für die Familienangehörigen tschechischer und polnischer Arbeitnehmer
Während des Zeitraums der Anwendung der Übergangsregelungen haben Familienangehörige
tschechischer bzw. polnischer Arbeitnehmer unter folgenden Bedingungen, je nach Lage des
rechtmäßigen Wohnsitzes am Beitrittsdatum, Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt:
� Familienangehörige eines Arbeitnehmers haben sofortigen Zugang zum Arbeitsmarkt, wenn

sie am Tag des Beitritts ihren rechtmäßigen Wohnsitz bei diesem Arbeitnehmer haben und die-
ser Arbeitnehmer mindestens 12 Monate am Tag des Beitritts rechtmäßig zum Arbeitsmarkt
zugelassen war,

� Familienangehörige eines Arbeitnehmers haben Zugang zum Arbeitsmarkt, wenn sie ab
einem Zeitpunkt nach dem Beitritt, aber während des Zeitraums der Anwendung der genann-
ten Übergangsregelungen, bei dem Arbeitnehmer ihren rechtmäßigen Wohnsitz für min-
destens 18 Monate hatten oder ab dem dritten Jahr nach dem Beitritt.

Gegenseitigkeit der Übergangsregelungen
Für die Übergangsfristen bei der Arbeitnehmerfreizügigkeit gilt, dass die neuen Mitgliedstaaten
gleichwertige Maßnahmen gegenüber Staatsangehörigen der alten Mitgliedstaaten anwenden
dürfen, sofern diese die beschriebenen Regelungen anwenden. Das ist aber angesichts des
Lohngefälles eher ein theoretisches Problem.

Polnische Erntehel-
fer sortieren Äpfel
in Marquart bei
Potsdam. Bis zu 
sieben Jahre wird
der deutsche Ar-
beitsmarkt vor einer
unkontrollierten
Zuwanderung durch
Übergangsregelun-
gen geschützt. Erst
ab 2011 gilt dann
auch für die neuen
EU-Mitglieder aus
Osteuropa die volle
Freizügigkeit auf
dem europäischen
Arbeitsmarkt.
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2. Schutz des Dienstleistungsmarktes 

Im Binnenmarkt der Europäischen Union dürfen Dienstleistungen über die Grenze geleistet wer-
den. Beispielsweise kann eine spanische Baufirma in Deutschland mit ihrem Personal ein Ge-
bäude errichten. Für Firmen aus den neuen Mitgliedstaaten ist dies auch nach dem Beitritt zur
EU für eine gewisse Zeit nicht gestattet. Gekoppelt mit dem 2+3+2-Modell sind es Deutschland
und Österreich, als unmittelbaren Nachbarn der MOEL gestattet, solange die Freizügigkeit von
Arbeitnehmern aus den neuen Mitgliedstaaten eingeschränkt wird, gleichzeitig auch die Erbrin-
gung von grenzüberschreitenden Dienstleistungen durch die neuen Mitgliedstaaten ebenfalls
einzuschränken.

In Deutschland betrifft dies folgende Sektoren:
� Baugewerbe (einschließlich verwandter Wirtschaftszweige, z.B. Installation),
� Reinigung von Gebäuden, Inventar und Verkehrsmitteln,
� Dienstleistungserbringung im Bereich der Innendekoration.

Gegenseitigkeit der Übergangsregelungen
Für die Übergangsfristen bei der Dienstleistungsfreiheit gilt, dass die neuen Mitgliedstaaten
gleichwertige Maßnahmen gegenüber deutschen Staatsangehörigen anwenden dürfen, wenn
Deutschland die beschriebenen Regelungen anwendet. Polen und Tschechien haben sich im
Gegenzug das Recht vorbehalten, eventuell auch die Dienstleistungsfreiheit einzuschränken.

3. Schutz des Güterverkehrsmarktes 

Im Europäischen Binnenmarkt gilt Freiheit im Güterverkehrsmarkt. Dieses Prinzip wird unmittel-
bar nach dem Beitritt der zehn neuen Staaten noch nicht angewandt.

Ausschluss vom innerstaatlichen Güterkraftverkehr (Kabotage)
Deutschland hat die Möglichkeit, in den neuen Mitgliedstaaten niedergelassene Unternehmen
in der Güterverkehrsbranche bis maximal fünf Jahre vom innerdeutschen Güterverkehr auszu-
schließen. Für die Slowakische Republik, die Tschechische Republik und die drei baltischen
Staaten gilt das „2+1+2-Modell“. Für Polen und Ungarn gilt das „3+2-Modell“.

Die Regelungen besagen im Einzelnen:
� Bis zum Ende des zweiten bzw. dritten Jahres ab dem Tag des Beitritts sind in diesen Län-

dern niedergelassene Unternehmen vom innerstaatlichen Güterkraftverkehr in Deutsch-
land ausgeschlossen.

� Nach Ablauf der ersten zwei bzw. drei Jahre kann die Übergangsfrist, nach Mitteilung an die 
Europäische Kommission um weitere ein bis zwei Jahre verlängert werden.

� Im Falle einer schwerwiegenden Störung des nationalen Güterkraftverkehrsmarktes oder der 
drohenden Gefahr der Störung bei der Tschechischen Republik, der Slowakischen Republik 
sowie den baltischen Staaten kann der Zugang zum innerstaatlichen Güterverkehr noch ein 
weiteres Jahr hinausgezögert werden.
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� Solange die Übergangsfrist gilt, kann Deutschland den Zugang zum innerstaatlichen Güter-
verkehr auch auf der Basis bilateraler Abkommen (Austausch von Kabotagegenehmigungen) 
regulieren, die auch zur vollständigen Liberalisierung des Marktes führen dürfen.

Gegenseitigkeit
Auch den neuen Mitgliedstaaten wird gestattet, ihren nationalen Güterverkehrsmarkt maximal
fünf Jahre gegenüber Deutschland abzuschotten.

II. SCHUTZKLAUSELN FÜR DIE BEITRITTSLÄNDER

1. Beschränkungen des Freien Kapitalverkehrs

Im Europäischen Binnenmarkt können jederzeit Gebäude und Grund und Boden erworben wer-
den. Diese Freiheit wird für eine gewisse Frist eingeschränkt. 

Erwerb von Zweitwohnungen 
Deutschen Staatsbürgern und Gesellschaften kann der Erwerb von Zweitwohnungen bis zu fünf
Jahre ab dem Beitritt von tschechischer und polnischer Seite untersagt werden. Die Übergangs-
frist gilt dabei für:
� Deutsche Staatsangehörige ohne Wohnsitz in Tschechien bzw. Polen,
� Deutsche Gesellschaften, die nach deutschem Recht gegründet wurden und im Hoheits-

gebiet Tschechiens bzw. Polens weder niedergelassen sind, noch dort eine Niederlassung 
oder eine Vertretung haben. In der Praxis bedeutet dies eine  Fortführung der aktuellen 
Rechtslage des tschechischen bzw. polnischen Devisengesetzes.

Erwerb landwirtschaftlicher Flächen und Wälder
Tschechien hat das Recht, den Erwerb von Ackerland und Wäldern für maximal sieben, Polen
für maximal zwölf Jahre ab dem Beitrittstag zu untersagen. Ausnahmen bilden Landwirte, die
mindestens drei Jahre ihren Wohnsitz in Polen oder Tschechien haben und dort mindestens drei
Jahre landwirtschaftlich tätig sind (Tschechien) oder schon seit drei Jahren Land gepachtet
haben (Polen). Landwirtschaftliche  Genossenschaften / Gesellschaften, die den tschechischen
oder polnischen Rechtsnormen entsprechen, dürfen sofort landwirtschaftliche Flächen oder
Waldflächen erwerben. 

2. Ausnahmen für die Landwirtschaft

Nach dem Beitritt gilt, soweit nicht Übergangsfristen vereinbart wurden, das EU-Recht im Be-
reich der Landwirtschaft. Folgende Übergangsfristen wurden vereinbart:

Erzeugung und Weiterverarbeitung von Fleisch, Milch und Eiern
Im Bereich der Erzeugung von Fleisch, Milch und Eiern gelten strenge EU-Vorschriften, die dem
Verbraucher ein hohes Maß an Sicherheit garantieren. Der Hygienestandard wird durch
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Anforderungen an das Produkt und seine Kühlung, aber auch durch vorgeschriebene Produk-
tionsabläufe (sogenannte strukturelle Anforderungen) erreicht. So geben zum Beispiel die
Hygienevorschriften für die Schlachtung und Verarbeitung im Fleischgewerbe genau vor, wie,
unter welchen Bedingungen, mit welchem Gerät etc. gearbeitet werden muss. 

In Tschechien und Polen bestehen aber eine Reihe von Be-
trieben der Erzeugung und Verarbeitung, die diese bauli-
chen Vorgaben zum Zeitpunkt des Beitritts zur EU nicht erfül-
len. Darum werden Tschechien und Polen Übergangsfristen
gewährt.

Bis zum 31. Dezember 2006 gelten die strukturellen Anfor-
derungen im Bereich des EU-Veterinärrechts für derzeit 52
Lebensmittelbetriebe in der Tschechischen Republik nicht. 

Bis zum 31. Dezember 2006 bzw. bis zum 31.12.2007 gelten
die strukturellen Anforderungen im Bereich des EU-Veteri-
närrechts für derzeit 485 Lebensmittelbetriebe in Polen nicht.

� Solange diese Regelung für die aufgeführten Betriebe gilt, dürfen die Erzeugnisse dieser 
Betriebe nur auf dem jeweiligen Inlandsmarkt in Verkehr gebracht werden.

� Auch die Weiterverarbeitung dieser Produkte darf nur in tschechischen bzw. polnischen 
Betrieben vorgenommen werden, für die diese Ausnahmereglung ebenfalls gilt.

� Die Erzeugnisse müssen dabei mit einem besonderen Genusstauglichkeitskennzeichen ver-
sehen werden.

� Die Tschechische Republik muss für die schrittweise Erfüllung der entsprechenden struktu
rellen Anforderungen bis zum 31. Dezember 2006 sorgen. Neben der Erfüllung der struktu-
rellen Anforderungen muss die Tschechische Republik weitere festgestellte Mängel bis 
spätestens 31. Dezember 2006 beseitigen. 

� Polen muss für die schrittweise Erfüllung der entsprechenden strukturellen Anforderungen 
bis zum 31. Dezember 2006 für die Milch und Fisch verarbeitenden Betriebe und bis zum 
31.12.2007 für die Fleisch verarbeitenden Betriebe sorgen. Neben der Erfüllung der struk-
turellen Anforderungen muss Polen weitere festgestellte Mängel bis spätestens 31. Dezem-
ber 2006 bzw. bis 31. Dezember 2007 beseitigen.

Mindestanforderungen zum Schutz von Legehennen
Die Mindestvorgaben der EU für die Käfighaltung von Legehennen besagen, dass bei über 65%
der Käfigfläche eine Mindesthöhe von 40 cm vorhanden sein muss und an keiner Stelle die
Käfighöhe unter 35 cm liegen darf.  Bestehenden Betrieben in der Tschechischen Republik und
Polen, deren Käfige diese Normen nicht erfüllen, wird gestattet bis zum 31. Dezember 2009
diese Käfige weiter zu verwenden. Dabei muss aber gelten, dass die Käfige
� nicht älter als 16 Jahre sind,
� auf mindestens 65% der Fläche mindestens 36 cm hoch sind,
� an keiner Stelle niedriger als 33 cm sind. 

Manche landwirt-
schaftlichen Be-
triebe in Polen und
Tschechien (im Bild
ein von BSE betrof-
fener Stall in Dusej-
vo in Tschechien)
entsprechen noch
nicht den hohen 
EU-Vorschriften für
Produktionsabläufe
und Hygienestan-
dards. Bei Fleisch,
Milch und Eiern
wurden daher Über-
gangsfristen (zum
Teil bis Ende 2007)
erlassen, in denen
die Vermarktung
von Produkten 
dieser Betriebe 
nur im jeweiligen
Inlandsmarkt er-
laubt sind.
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Abschließend muss gesagt werden, dass die derzeitigen Texte der beschlossenen Agrar-Reform
von 2003 weder die Ergebnisse der Beitrittsverhandlungen noch die Erweiterung selbst berück-
sichtigen. Deshalb müssen sowohl die Beitrittsakte als auch die GAP-Reform-Texte vor dem Bei-
tritt angepasst werden. Entsprechende Vorschläge seitens der Europäischen Kommission liegen
dem Europäischen Parlament und dem Rat vor. 

3. Übergangsregelungen bei Steuern 

Bis zum 31.12.2007 ist es Tschechien und Polen gestattet einen ermäßigten MwSt.-Satz von
nicht weniger als 5% auf folgende Güter beizubehalten:

MwSt.-Befreiung für internationalen Personenverkehr
Tschechien darf die MwSt.-Befreiung im internationalen Personenverkehr so lange beibehalten
� solange dieselbe Befreiung in einem der derzeitigen Mitgliedstaaten der EU angewandt wird 

(dies gilt nicht für Deutschland, da bei uns keine Steuerbefreiung besteht),
� oder (falls dies früher eintritt) bis der Rat der EU einstimmig den Wegfall der MwSt.-

Befreiung in diesem Bereich beschließt.
Polen darf ebenfalls (ohne Zeitbegrenzung) die MwSt.-Befreiung im internationalen Personver-
kehr beibehalten.

Verbrauchsteuern auf Zigaretten
Bis zum 31.12.2006 ist es Tschechien und bis zum 31.12.2008 ist es Polen gestattet die Anwen-
dung der von der EU vorgegebenen globalen Mindestverbrauchsteuer von 57% des Kleinver-
kaufspreises (einschl. aller Steuern) und von mindestens 60 Euro je 1000 Zigaretten der gängig-
sten Preisklasse auszusetzen. Tschechien und Polen müssen während der Frist eine schrittweise
Annäherung an die genannte Höhe der Mindestverbrauchsteuer vornehmen. Darüber hinaus
dürfen Tschechien und Polen die vorgesehene Erhöhung der Mindestverbrauchsteuer von 60

TSCHECHIEN

� Lieferungen von Heizenergie an 
Haushalte und Kleinunternehmer, die 
nicht für Mehrwertsteuerzwecke 
registriert sind, zum Zweck des Heizens 
und der Bereitung von Warmwasser 
(Ausnahme: Rohstoffe zur Erzeugung von 
Heizenergie)

� Bereitstellung von Bauleistungen im 
sozialen Wohnungsbau (ausgenommen 
Baumaterial)

� Restaurantservice
� Wohnungsbau für neue Wohnungen, 

Bau- und Renovierungsdienstleistungen
� Beibehalten des Nullsteuersatzes für die 

Bereitstellung von bestimmten Büchern 
und speziellen Zeitschriften

POLEN
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auf 64 Euro je 1000 Zigaretten zum 1. Juli 2006 bis zum 31.12.2007 aufschieben. Solange die
Ausnahmeregelungen gelten kann Deutschland für eingeführte Zigaretten aus Tschechien bzw.
Polen die gleiche Mengenbeschränkung (z.Z. 200 St.) aufrechterhalten, die bisher auch gilt.
Deutschland darf zur Durchsetzung dieser Regelung die erforderlichen Kontrollen einrichten,
sofern dadurch das einwandfreie Funktionieren des Binnenmarkts nicht beeinträchtigt wird.

4. Übergangsregeln im Energiebereich

Mindestvorräte an Erdöl/ Erdölerzeugnissen
Tschechien ist es gestattet, die Anforderungen der EU an die nationalen Mindestvorräte im
Bereich der Erdölerzeugnisse erst vollständig am 31.12.2005 zu erfüllen. Tschechien muss aber
sicherstellen, dass die Mindestvorräte für Motorbenzin, Flugtreibstoffe (auf Benzin- und Petro-
leumbasis), Gasöl, Dieselöl, Leuchtöl und Heizöle dem nach dem Tagesdurchschnitt errechne-
ten Inlandsverbrauch für die folgende Anzahl von Tagen entsprechen:
� 80 Tage ab dem Tag des Beitritts,
� 85 Tage ab dem 31.12.2004,
� 90 Tage ab dem 31.12.2005 (dies entspricht dann dem geltenden EU-Recht).

Polen wird es sogar gestattet, die Anforderungen der EU an die nationalen Mindestvorräte im
Bereich der Erdölerzeugnisse vollständig erst am 31.12.2008 zu erfüllen. Polen muss aber si-
cherstellen, dass die Mindestvorräte für Motorbenzin, Flugtreibstoffe (auf Benzin- und Petro-
leumbasis), Gasöl, Dieselöl, Leuchtöl und Heizöle dem nach dem Tagesdurchschnitt errechne-
ten Inlandsverbrauch für die folgende Anzahl von Tagen entsprechen:
� für 58 Tage ab dem Tag des Beitritts;
� für 65 Tage bis zum 31. Dezember 2004;
� für 72 Tage bis zum 31. Dezember 2005;
� für 80 Tage bis zum 31. Dezember 2006;
� für 87 Tage bis zum 31. Dezember 2007;
� für 90 Tage bis zum 31. Dezember 2008.

Erdgasbinnenmarkt
Tschechien ist es erlaubt, bestimmte Vorgaben für die Erreichung des gemeinsamen Erdgas-
binnenmarkts erst vollständig am 31.12.2004 zu erfüllen, dies betrifft:
� die Benennung zugelassener Kunden,
� das Verfahren der Benennung zugelassener Kunden5,
� den Marktöffnungsgrad.

Ende 2004 muss der Öffnungsgrad jedoch mindestens 28% des jährlichen Gesamtgasver-
brauchs betragen, ab 2008 mindestens 33%.

5 Als zugelassene Kunden gelten Kunden, die Rechtsfähigkeit haben, Erdgaslieferverträge abzuschließen; dies betrifft in jedem Fall 
Betreiber von gasbefeuerten Stromerzeugungsanlagen, unter Bedingungen Betreiber von Kraft-Wärmekoppelungsanlagen und 
Endverbraucher ab einem Jahresverbrauch von mehr als 25 Mio m3 Gas.
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5. Übergangsregelungen im Umweltbereich

Der Umweltschutz gehört zu den Bereichen, in
denen die neuen Mitgliedstaaten den größten
Nachholbedarf aufweisen. Die notwendigen
Rahmengesetze, die dem gemeinschaftlichen
Besitzstand entsprechen, sind in Kraft. Die
praktische Umsetzung des europäischen Um-
weltrechts, wie zum Beispiel der Einbau von
Filtern in Kraftwerken, der Bau neuer Abwas-
seraufbereitungsanlegen oder der Aufbau von Müllrecyclingsystemen, ist finanziell sehr aufwen-
dig. Die Finanzmittel für die Umsetzung von mehr als 300 Richtlinien und Verordnungen müs-
sen die Beitrittsländer grundsätzlich selbst aufbringen. Allein in Polen werden diese Kosten auf
30 Mrd. Euro geschätzt, in der Tschechischen Republik auf 6 Mrd. Euro. EU-Förderprogramme.
Da eine sofortige praktische Umsetzung der Umweltrichtlinien durch die neuen Mitgliedstaaten
kaum zu gewährleisten ist, wurden in einigen Bereichen Übergangsfristen – in Verbindung mit
Zwischenzielen – gewährt. Bis Ende 2010 muss Tschechien die EU-Anforderungen im Bereich
Kanalisation und kommunalem Abwasser erfüllen. Für Polen gilt der 31.12.2015 als Stichtag.
Industrielle Abwässer müssen 2010 den EU-Normen entsprechen. Im Bereich Abfallentsorgung
muss Tschechien die Zielvorgaben bei der Verwertung und stofflichen Verwertung von Ver-
packungen und Verpackungsabfällen bis Ende 2005 erreichen, Polen bis 2007. Weiterer Ver-
besserungen bedarf es u.a. in folgenden Umweltbereichen:

Luftqualität: Tschechien und Polen müssen bis zum Beitritt die Luftqualitätspläne und -pro-
gramme fertig stellen und bessere Maßnahmen zur Überwachung der Luftqualität ergreifen;

Industrielle Umweltverschmutzung: Bis zum Beitritt benötigen alle neuen Industrieanlagen
eine behördliche Genehmigung, die die gesamten Auswirkungen der Industrieanlage auf die
Umwelt, wie z.B. Verschmutzung der Luft, des Wassers und des Bodens, Abfallentstehung,
Energieeffizienz, berücksichtigen. Für Altanlagen gilt eine Übergangsfrist bis Oktober 2007.

Naturschutz: Bis zum Beitritt müssen Tschechien und Polen eine Liste mit Vorschlägen für
Gebiete von gemeinschaftlichem Interesse erstellen, besondere Schutzgebiete ausweisen und
die Anwendung entsprechender Schutzmaßnahmen gewährleisten. Des Weiteren müssen die
personellen wie auch technischen Kapazitäten erhöht werden, um die Anforderungen des
gemeinschaftlichen Besitzstandes zu erfüllen und durchzusetzen.
Der finanzielle Aufwand, den die neuen Mitgliedstaaten mit Hilfe der Europäischen Union und
der EU-Mitgliedstaaten tragen müssen, wird sich langfristig bezahlt machen. Und zwar nicht nur
in Form einer besseren Umwelt, sondern auch finanziell. Gerade im Bereich der öffentlichen Ge-
sundheit wird es erhebliche Vorteile und Kostenersparnisse geben und kostspielige Schäden an
Wäldern, Gebäuden, landwirtschaftlichen Nutzflächen und Fischbeständen einer Union von 
25 Staaten werden verhindert werden. 
In Umweltbereichen, welche die Sicherheit des Binnenmarktes beeinträchtigen, wurden keine
Übergangsfristen gewährt. Beispielsweise zählen dazu die Schadstoffstandards für Treibstoffe.

Großen Nachhol-
bedarf haben die
neuen EU-Mitglie-
der in Osteuropa 
im Bereich des
Umweltschutzes,
der in kommunisti-
schen Zeiten sträf-
lich vernachlässigt
worden war:
Polnisches Braun-
kohle-Kraftwerk
„Turow“ bei
Bogatynia an der
deutsch-polnischen
Grenze nordöstlich
von Zwickau.
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Dem Verbraucherschutz wird in der Europäischen Union höchste Priorität beigemessen.

Er ist Teil der umfassenden Bemühungen der Union, die Lebensqualität der Bürger zu verbes-
sern, grundlegende Gesundheits- und Sicherheitsvorschriften zu erstellen, die wirtschaftlichen
Interessen und die Gesundheit aller Bürger in der EU zu schützen. 

Der gemeinsame Europäische Binnenmarkt,
der sich in den letzten Jahrzehnten kontinuier-
lich entwickelt hat, bietet den Bürgern ent-
scheidende Vorteile im Hinblick auf dauerhafte
Arbeitsplätze, steigende Angebote für die
Verbraucher, und die Freiheit, in anderen Mit-
gliedstaaten zu leben, zu arbeiten und dort-
hin zu reisen. Handelshemmnisse werden
abgebaut, der elektronische Geschäftsverkehr
nimmt zu und der Dienstleistungssektor expan-
diert. Beim Kauf von Waren erwarten die
Bürgerinnen und Bürger einen einwandfreien
Zustand, Qualität und die Möglichkeit des
Umtausches oder der Rückgabe in allen EU-
Mitgliedstaaten.

Die Europäische Union ist nicht nur unmittelbar aktiv, um die Rechte zu schützen, sondern sie
garantiert auch nach dem Vertrag von Amsterdam, dass die Interessen der Verbraucher im EU-
Recht in allen relevanten Politikbereichen berücksichtigt werden. Europäischer Verbraucher-
schutz stellt sicher, dass die Bürgerinnen und Bürger vor den Risiken fehlerhafter Produkte, unsi-
cheren Nahrungsmittel, Betrug oder unlauteren Geschäftspraktiken geschützt werden.
Beispielsweise hat die EU dafür gesorgt, dass es EU-weit eine umfassende Produkthaftung gibt,
die Garantiezeit einheitlich auf zwei Jahre ausgedehnt wurde und Nahrungsmittel höchsten
Qualitätsanforderungen entsprechen.

Die neuen Mitgliedstaaten haben mit dem Beitritt diese Regeln zum Verbraucherschutz über-
nommen. Mit der Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstand wird der Verbraucherschutz
langfristig in den neuen sowie auch in den alten Mitgliedstaaten verbessert werden. Denn auch
in den neuen Mitgliedstaaten werden laut EU- Recht Durchführungsvorschriften und Behörden
geschaffen, die für die Regelung und Überwachung u.a. in folgenden Bereiche zuständig sind:

� Sicherheit von Produkten und Dienstleistungen,
� Verbot von irreführender Werbung,
� Schaffung von Schutz bei Fernabsatzverträge ( Käufe per Post, Telefon, etc.) sowie elektro-

nischem Handel;
� Lebensmittelsicherheit: hohe Anforderungen an Hygiene, Herstellung, Kennzeichnung und 

Kontrolle
� Haftung für fehlerhafte Produkte

E. VERBRAUCHERSCHUTZ NACH DER 
OSTERWEITERUNG

Europäischer
Verbraucherschutz
stellt sicher, dass
EU-Bürger EU-weit
vor fehlerhaften
Produkten, unsiche-
ren Nahrungs-
mitteln sowie vor
Betrug und unlau-
teren Geschäfts-
praktiken geschützt
werden. Das gilt
auch für die neuen
Beitrittsländer: Der
tschechische Stand
auf der Grünen
Woche in Berlin.



25

Neue Brücken zu alten Nachbarn 03/2004

Viele Bürger glauben, mit dem Beitritt „gehen die Grenzen auf“ und sorgen sich deshalb um
ihre Sicherheit. Was passiert wirklich? Seit dem Fall des „Eisernen Vorhangs“ sind die Grenzen
schon nicht mehr existent. Wachtürme und Visapflicht wurden an den Grenzen von Tschechien
und Polen zu Deutschland abgeschafft. Wir haben es seit langem mit einer normalen innereu-
ropäischen Grenze zu tun, die begrenzte Schutzwirkung einer weit durchlässigeren Grenze auf-
weist. Trotzdem ist die Innere Sicherheit bei uns nicht zusammengebrochen.

Im Gegenteil: seit 10 Jahren ist die Ausländerkriminalität in Deutschland rückläufig, der Anteil
der Deutschen an der Kriminalität nimmt dagegen zu. Tschechische Staatsbürger hatten im Jahr
2002 einen Anteil von 3,1 % an der Ausländerkriminalität, das ist weniger als bei den Österrei-
chern die mit 4,1% zu Buche schlagen. Insbesondere ist der Anteil der Straftaten von nicht stän-
dig hier lebenden Ausländern, also kurzfristig Ein- und Ausreisenden, seit 1993 um 47,5%
zurückgegangen. 

Nach dem Beitritt werden zunächst an der Grenze keine Warenkontrollen mehr durch den Zoll
stattfinden, die Beitrittsländer werden Teil des gemeinsamen europäischen Binnenmarktes. Die
Personenkontrollen durch die Grenzpolizei an den Grenze zu Tschechien und Polen entfallen
zunächst jedoch nicht! Nach einem intensiven Bewertungsverfahren wird festgestellt, ob die
Beitrittsländer die Bestimmungen über das Überschreiten der Binnengrenzen, über das Über-
schreiten der Außengrenzen, über Visa, über Reiseverkehr von Drittausländern, über Polizei-
zusammenarbeit sowie zum gemeinsamen Fahndungscomputer (Schengener Informations-
system) umgesetzt haben. Erst wenn das Beitrittsland unzweifelhaft den Nachweis erbringt, dass
es diese Kriterien, insbesondere die Anforderungen hinsichtlich des Zugangs zum Schengen-
Informationssystem (frühestens Ende 2006) und einer wirksamen Kontrolle der Außengrenzen
erfüllt, kann der Rat der Europäischen Union einstim-
mig die Entscheidung über den Abbau der Kontrollen
an den Binnengrenzen treffen. Ein erlaubter
Grenzübertritt bleibt aber auch in Zukunft auf die
zugelassenen Grenzübergangstellen beschränkt. Die
grüne Grenze wird deshalb auch zukünftig überwacht
werden.

Ein denkbarer Sicherheitsverlust durch den Wegfall
der Kontrollen an den Grenzen zur Tschechischen
Republik und zu Polen wird mit Ausgleichsmaß-
nahmen und neuen Vorteilen aufgrund der verstärkten
Sicherheitszusammenarbeit von EU-Staaten mehr als
aufgefangen werden. 

1. Ausgleichsmaßnahmen

� Bereits jetzt gibt es gemischt deutsch/tschechische bzw. deutsch/polnische Streifen zur 
Sicherung der grünen Grenze. Die Vorteile liegen auf der Hand.

F. INNERE SICHERHEIT NACH DER 
OSTERWEITERUNG

Deutsch-
tschechisches
Verkehrskontroll-
Team im grenz-
nahen Bereich 
bei Zwickau.
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� Nach dem 1. Mai 2004 wird der Zoll mobile 
Kontrolleinheiten einrichten, die im Hinterland 
der Grenze tätig sein werden.

� Nach dem Wegfall der Personenkontrollen 
wird die Grenzpolizei ebenfalls grenznah zur 
Schleierfahndung eingesetzt werden, wie dies 
nach dem Beitritt Österreichs auch der Fall war.

2. Zusatzvorteile für Sicherheit aufgrund des 
Beitritts

Durch den Beitritt wird die Sicherheitszusammen-
arbeit erheblich verstärkt.

a. Schutz der Außengrenzen
Die Bewachung der Außengrenzen stellt hohe Anforderungen an den Sicherheitsapparat dar. 
So erhält z.B. Polen im Zeitraum von 2004-2006 insgesamt 280 Mio. EUR Pauschalzuschüsse für 
� Investitionen in den Bau, die Renovierung und die Verbesserung der Infrastruktur an den 

Grenzübergangsstellen und der entsprechenden Gebäude;
� Investitionen in jede Art von Betriebsausrüstung (z.B. Laborausrüstung, Detektoren, Hard-

ware und Software für das Schengener Informationssystem SIS 2, Transportmittel);
� Ausbildungsmaßnahmen für das Grenzschutzpersonal;
� Beitrag zu den Kosten für Logistik und Betrieb,
um die 1200 km lange Außengrenze zu sichern.6

Des Weiteren wird die Zusammenarbeit der Grenzpolizeien in Europa intensiviert. Fernziel ist
die Schaffung einer europäischen Grenzpolizei. Mit einem zeitlich beschränkten Fonds von
853,3 Mio. Euro werden die Beitrittsstaaten von der Europäischen Union finanziell unterstützt.
Die Abschaffung der Binnengrenzen für Personen macht aber auch gemeinsames Handeln in
anderen Bereichen erforderlich. Gemeinsame Regeln für die Asyl- und Einwanderungspolitik,
bei Maßnahmen gegen die illegale Einwanderung, bei der Bekämpfung des Terrorismus und
des organisierten Verbrechens bis hin zu einer teilweisen Harmonisierung des Strafrechts
gehören bereits jetzt zum Alltag der EU. Ein Beispiel: die Schleusungen von illegalen Einwan-
derern aus Asien über die Tschechische Republik haben abgenommen, seit Tschechien für die
Einreise – wie wir auch bei bestimmten Ländern – Visa verlangt.

b. Verstärkte Zusammenarbeit im Kampf gegen die Kriminalität 
Seit langem arbeiten die EU-Staaten im Bereich der Bekämpfung der Organisierten Kriminalität
zusammen. Damit soll vor allem vermieden werden, dass sich die Organisierte Kriminalität
wegen unterschiedlich hoher Strafen für dieselbe Straftat in bestimmten Ländern konzentriert
(Prinzip: „keine sicheren Häfen“!). Im Rahmen dieser strafrechtlichen Angleichung wurde
Europäisches Recht in folgenden Gebieten geschaffen:

6 Im Zeitraum von 2004-2006 erhalten Estland 68,7 Mio. Euro, Lettland 71,1 Mio. Euro, Ungarn 147,9 Mio. Euro, Slowenien 106,9 Mio. 
Euro und die Slowakei 47,8 Mio. Euro, um ihre Außengrenzen zu sichern.

Am 1. Mai 2004
werden die östli-
chen Außengrenzen
der EU bis an die
weißrussische und
ukrainische Grenze
verschoben. Die
Bewachung stellt
hohe Aufgaben vor
allem an Polen und
Tschechien:
Polnische Grenz-
beamte führen am
8. März 2002 drei
Vietnamesen ab, 
die illegal aus der
Ukraine nach Polen
einreisen wollten.
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� Geldwäsche
� Schleuserkriminalität und Menschenhandel
� Umweltkriminalität 
� Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung von Kindern und der Kinderpornographie
� Europäischer Haftbefehl (damit wird es möglich sein das bisherige komplizierte Ausliefe-

rungsverfahren zu vermeiden)

Nach dem Beitritt gilt all dies auch in den neuen Mitgliedsstaaten, denn es gibt hier keine Über-
gangsfristen!

c. EUROPOL
Seit dem 01.07.1999 besteht das Europäische Polizeiamt EUROPOL in Den Haag. EUROPOL
unterstützt die Strafverfolgung der EU-Mitgliedstaaten im Bereich des Drogenhandels, der
Schleusungskriminalität, von Kraftfahrzeugverschiebung, Menschenhandel, Kinderpornografie,
Geldfälschung, Fälschung anderer Zahlungsmittel und Geldwäsche.
Künftig wird sich EUROPOL an gemeinsamen Ermittlungsgruppen der Mitgliedstaaten beteili-
gen oder einzelne Mitgliedstaaten ersuchen, Ermittlungen aufzunehmen. EUROPOL unterstützt
die Mitgliedstaaten durch den Informationsaustausch zwischen den Verbindungsbeamten, die
von den Mitgliedstaaten als Ver-
treter der nationalen Strafverfol-
gungsbehörden zu EUROPOL
entsandt werden. Bereits heute
sitzt jeweils ein tschechischer und
polnischer Verbindungsbeamter
bei Europol in Den Haag.

d. EUROJUST
Am 28.02.2002 ist die Euro-
päische Stelle zur Verstärkung
der Bekämpfung der schweren
organisierten Kriminalität (Euro-
just) errichtet worden. Der vor-
läufige Sitz von Eurojust befin-
det sich ebenfalls in Den Haag.
Eurojust soll vor allem die Zusammenarbeit unter den Staatsanwaltschaften der europäischen
Mitgliedstaaten koordinieren. Auch hier wird erst durch den Beitritt eine engere Zusammen-
arbeit mit den Beitrittsländern möglich.

e. Europäische Polizeiakademie
Die Einrichtung einer Europäischen Polizeiakademie zur Ausbildung von Mitarbeitern der Straf-
verfolgungsbehörden erfolgte im Laufe des Jahres 2001. Sie ist als Netzwerk der bestehenden
nationalen Polizeiausbildungsstätten mit einem gemeinsamen Sekretariat konzipiert. Für die
Beitrittsländer besteht hier eine weitere Chance auf eine schnellstmögliche Angleichung der
Ausbildungsstandards.

Seit 1. Juli 1999
bekämpft EUROPOL
das grenzüberschrei-
tende Verbrechen in
der EU. Schon seit
längerem sitzen 
polnische und 
tschechische Verbin-
dungsbeamte bei
EUROPOL in Den
Haag mit am Tisch.
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Mit dem Beitritt zum 1. Mai 2004 werden Tschechien und Polen nicht automatisch Mitglied
in der Eurozone. Um die Gemeinschaftswährung einführen zu können, müssen die neuen
EU-Staaten erst die sogenannten Konvergenzkriterien erfüllen, d.h.:

� eine Inflationsrate von nicht mehr als 1,5% über dem Mittel der drei preisstabilsten Länder 
(derzeit liegt das Mittel bei 1,46%),

� ein langfristiges Zinsniveau, das das Mittel der drei bestplatzierten Mitgliedstaaten um nicht 
mehr als 2% übersteigen darf,

� stabile Wechselkurse gegenüber dem Euro, d.h. das Eurobewerberland muss nach dem 
Beitritt mindestens zwei Jahre dem Europäischen Währungssystem (EWS II) angehört haben 
und die Währung darf dabei gegenüber dem Euro nur geringe Schwankungen aufweisen 
und darf während dieser Zeit gegenüber dem Euro nicht abgewertet worden sein,

� strikte Haushaltsdisziplin, d.h. die jährliche Neuverschuldung darf 3% des Bruttoinlands-
produkts (BIP) nicht überschreiten und der Gesamtschuldenstand des Staats darf höchstens 
60% des BIP ausmachen.

Jedes Land wird einzeln bewertet, einen Gruppenbeitritt wird und kann es nicht geben. Bisher
erfüllt noch kein Land diese Kriterien. Die Deutsche Bundesbank rechnet bei den wirtschaftlich
stabilsten Beitrittsstaaten nicht vor 2007 mit einem Beitritt zur Eurozone.

G. DIE EINFÜHRUNG DES EURO 
NACH DEM BEITRITT

Der Anstieg der Berbraucherpreise darf das Mittel der drei preisstabilsten Länder um
nicht mehr als 1,5 % übersteigen.

KONVERGENZKRITERIEN
>

Die Währung muss dem EWS angehören und darf in den letzten beiden Jahren nicht
abgewertet werden.

>

Das Zinsniveau darf das Mittel der drei bestplatzierten Mitgliedstaaten um nicht mehr
als zwei Prozentpunkte überschreiten.

>

Die jährliche Neuverschuldung darf 3 % des BIP nicht übersteigen.>
Die gesamte Staatsschuld darf nicht über 60 % des BIP liegen.>

1 Polnischer Zloty (PLN) = 100 Groszy
1 Polnischer Zloty (PLN) = ca. 0,23 Euro (EUR)*
1 Euro (EUR) = ca. 4,4 Polnischer Zloty (PLN)* 

1 Tschechische Krone  (CZK) = 100 Heller (Haleru)
1 Tschechische Krone  (CZK) = ca. 0,03 Euro (EUR)*
1 Euro (EUR) = ca. 32 Tschechische Krone (CZK)*

DIE WÄHRUNGEN UND UMRECHNUNGSKURSE UNSERER
ÖSTLICHEN NACHBARN

>

>
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Bereits vor dem Beitritt erhielten Tschechien und Polen jährlich rund drei Mrd. Euro als so-
genannte „Vorbeitrittshilfen“ im Rahmen der Programme ISPA, SAPARD und PHARE7 von der
EU.

Sie dienten jedoch vorwiegend der Verbesserung der Infrastruktur, nicht der Wirtschaftsför-
derung. Ab dem Beitritt wird die Lage anders: in den neuen Mitgliedstaaten wird dann mit Geld
aus Brüssel auch Wirtschaftsförderung möglich sein.

Die Vorbeitrittshilfen laufen aus und werden durch die Struktur- und Kohäsionsfonds ersetzt wer-
den. 

Es wird dann als EU-Fördergebiete sogenannte Ziel 1-Gebiete (Gebiete mit erheblichem Ent-
wicklungsrückstand) und Ziel 2-Gebiete (Gebiete mit strukturellen Problemen) geben. Zum
Verständnis: in Deutschland sind nur die Neuen Länder Ziel 1-Gebiete, die Grenzregionen in
Bayern, Gebiete im Küstenraum und an der ehemaligen innerdeutschen Grenze gehören zu den
Ziel 2-Gebieten.

Am 18. Februar 2004 legte Michel Barnier, Kommissar für Regionalpolitik, einen Vorschlag zur
Reform der Regionalpolitik ab 2007 vor. Der sogenannte 3. Kohäsionsbericht unterstreicht die
positiven Auswirkungen der bisherigen EU-Regionalpolitik. Um die bisherigen Maßnahmen
noch effektiver zu gestalten, sollen ab 2007 drei neue Prioritäten umgesetzt werden: Konver-
genz – Förderung und Wachstum in den rückständigsten Mitgliedstaaten und Regionen (Ziel-1-
Gebiete); regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung – Vorwegnahme und Förderung
des Wandels (Ziel-2-Gebiete) und europäische territoriale Zusammenarbeit. 

Die Schaffung der Rechtsgrundlage einer reformierten Regionalpolitik ist für 2005 vorgesehen.

1. Die Fördersituation in den Beitrittsländern ab 1. Mai 2004 

Mit dem Beitritt am 1. Mai 2004 werden die neuen Mitgliedstaaten ebenfalls finanzielle Mittel
aus den Struktur- und Kohäsionsfonds der EU erhalten. Die Gelder aus dem Strukturfonds sind
in Bedarfskategorien eingeteilt.

� Ziel 1: Förderung der Entwicklung und der strukturellen Anpassung der Regionen mit 
Entwicklungsrückstand; 

� Ziel 2: Unterstützung der wirtschaftlichen und sozialen Umstellung der Gebiete mit Struktur-
problemen; 

� Ziel 3: Unterstützung der Anpassung und Modernisierung der Bildungs-, Ausbildungs- und 
Beschäftigungspolitiken und -systeme in den nicht unter Ziel 1 fallenden Regionen. 

H. REGIONALFÖRDERUNG AB 1. MAI 2004

7 ISPA = Instument of Structural Policies for Pre-Accession, SAPARD = Special Accession Programme für Agriculture and Rural 
Development, PHARE = Poland and Hungary: Aid for Restructuring / Hilfsprogramm zur Umgestaltung der Wirtschaft in 
Osteuropäischen Ländern
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Im Zeitraum 2004-2006 erhalten die neuen Mitgliedstaaten etwa 23 Mrd. Euro EU-Mittel für
Strukturmaßnahmen. Diese Unterstützung basiert auf dem Solidarprinzip der Europäischen
Union.

Die Mittel aus den Strukturfonds werden sich in Tschechien und Polen hauptsächlich auf Ziel-1-
Gebiete konzentrieren. Eine Ausnahme bildet die Region Prag, die unter Ziel 2 fällt. Die Region
Prag wird als Ziel 2 Gebiet mit 31,6 Mio. EUR jährlich und einem Fördersatz von 25% bis höch-
stens 50% für Infrastrukturinvestitionen ausgewiesen werden. Bei Unternehmensinvestitionen
sind 15% Förderung möglich, bei kleinen und mittleren Betrieben 25%.

Polen erhält die meisten Struktur- und Kohäsionsfondsmittel. Polen bekommt für den Zeitraum
2004-2006 8,3 Mrd. Euro aus den EU-Strukturfonds und weitere 4,2 Mrd. Euro aus den Kohä-
sionsfonds. Tschechien wird rund 2,6 Mrd. EUR aus den EU-Fonds erhalten, davon knapp 1,7
Mrd. Euro von den Strukturfonds und den Rest vom Kohäsionsfonds. 

Um eine optimale Umsetzung der Strukturförderung zu gewährleisten, müssen die neuen
Mitgliedstaaten die institutionellen Strukturen auf nationaler und regionaler Ebene verbessern,
durch Einstellung und Fortbildung von Personal die Leistungsfähigkeit entsprechender Be-
hörden erhöhen und geeignete Maßnahmen für die Kontrolle und das Management für die
Regionalpolitik treffen.

2. Die Fördersituation in Deutschland nach dem Beitritt

Alte Bundesländer

In den alten Bundesländern gibt es keine Ziel 1-Gebiete, aber Ziel 2-Gebiete und ehemalige
5b-Gebiete, die vorwiegend im Ostsee- und Nordseeraum, an der ehemaligen innerdeutschen
Grenze sowie in Bayern als unmittelbarem Nachbarn Tschechiens vorzufinden sind. Für den
Zeitraum 2000-2006 wird zwischen vier Arten von Gebieten mit Strukturproblemen unterschie-
den: Industriegebiete, ländliche Gebiete, städtische Gebiete und von der Fischerei abhängige
Gebiete. Insgesamt stellt die EU für die Ziel 2-Gebiete von 2000-2006 22 Mrd. Euro zur
Verfügung. Auf Deutschland entfallen 3,5 Mrd. Euro. Davon werden ca. 526 Mio. Euro für Über-
gangsmaßnahmen für diejenigen Gebiete verwendet, die nicht mehr unter die Ziel 2-Kategorie
fallen.

Im Rahmen der Ziel 3-Förderung stehen Deutschland im Zeitraum 2000-2006 etwa 4,58 Mrd.
Euro zur Verfügung gegenüber 2,11Mrd. Euro im Zeitraum 1994-1999.

Der Reformvorschlag der Europäischen Kommission sieht für den Zeitraum 2007-2013 im
Bereich „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ ein Gesamtvolumen von 60,5
Mrd. Euro vor.
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Neue Bundesländer

In den neuen Bundesländern, die an Polen und Tschechien grenzen, gibt es im Gegensatz zu
den alten Bundesländern bisher nur Ziel 1-Gebiete. Die Förderung besitzt für die neuen Bun-
desländer einen hohen Stellenwert bei der Stärkung der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit,
beim Strukturwandel und bei der Bewältigung des Transformationsprozesses, einschließlich der
Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen. Die Strukturfondsförderung für die neuen Bundes-
länder wird sich bis 2006 erst einmal nicht ändern. Die neuen Mitgliedstaaten erhalten bis Ende
2006 von der EU Mittel für Strukturmaßnahmen, ohne dass dies eine Auswirkung auf die För-
derung in anderen EU-Staaten mit sich bringt. 

Der Reformvorschlag der Europäischen Kommission zur europäischen Regionalpolitik 2007-
2013 sieht vor, dass ca. 262 Mrd. Euro für die notwendige Unterstützung der rückständigen
Regionen verwendet werden sollen. Auf der anderen Seite muss es eine gerechte Ausge-
staltung der Strukturpolitik in den bisherigen Förderregionen geben. 

Aufgrund des absinkenden BIP-Durchschnitts in einer erweiterten Union, überspringen einige
Regionen Ostdeutschlands nach derzeitigem Stand (2001) die Ziel-1-Bemessungsgrundlage
von 75% des EU-BIP (statistischer Effekt). Betroffen wären der Regierungsbezirk Leipzig,
Dresden und Brandburg Süd-West. Der Reformvorschlag will für diese Regionen zusätzlich ein
„Ziel-1-bis“ einführen, mit einem Unterstützungsvolumen von einem Drittel der Gesamtsumme
von 262 Mrd. Euro. Dabei soll die Hilfe zunächst 85 % der bisherigen Mittel betragen und bis
2013 schrittweise abgesenkt werden. 

Als Bemessungsgrund-
lage für die Regional-
förderung 2007-2013
werden die wirtschaftli-
chen Durchschnittswerte
der Jahre 2001-2003
bzw. 2002-2004 heran-
gezogen. Aufgrund der
wirtschaftlich schlechte-
ren Entwicklungsdaten
für diese Jahre in
Deutschland ist zu er-
warten, dass Branden-
burg Süd-West wie auch
Leipzig und Dresden
letz t l i ch  unter  den
Schwellenwert von 75%
des EU-BIP fallen.

Region/Bundesland

Berlin (Ost)

Fördersumme 
in Mrd. Euro

Einwohner 
in Mio.

0,73 1,25

Brandenburg 2,98 2,58

Mecklenburg-Vorpommern 2,44 1,74

Sachsen 4,69 4,35

Sachsen-Anhalt 3,23 2,55

Thüringen 2,78 2,39

Länderübergreifend 3,09

Ostdeutschland gesamt 19,19 14,86

EU-FÖRDERMITTEL FÜR OSTDEUTSCHLAND
2000-2006
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Mittlerweile steht das Finanzierungskonzept für die Jahre 2004-2006 fest: 

Die Beitrittsländer erhalten keinen Beitragsrabatt. Bis Ende 2006 wurden ihnen befristete
Finanzhilfen zugestanden: Malta, Slowenien, Tschechien und Zypern bekommen zusammen
einen Haushaltsausgleich von knapp 1 Mrd. Euro, um eine Schlechterstellung dieser Länder in
den ersten Jahren nach dem Beitritt gegenüber dem letzten Jahr vor dem Beitritt (2003), zu ver-
meiden.

� Alle Beitrittsländer erhalten pauschale Zahlungen aus einer cash-flow-Fazilität in Höhe von 
knapp 3 Mrd. Euro.

� Sie bekommen auch eine Übergangsfazilität (vorübergehende Finanzhilfe) in Höhe von 380 
Mio. Euro für Projekte zur Stärkung der Verwaltungskapazität. Es gibt eine Reihe von Maß-
nahmen für den Institutionenaufbau, die im Rahmen der bestehenden Gemeinschaftspro-
gramme und Strukturfonds nicht förderfähig sind. Um einen reibungslosen Übergang zwi-
schen den auslaufenden Phare- Maßnahmen, die vor dem Beitritt eingeleitet wurden, und 
den neuen Maßnahmen, die nach dem Beitritt im Rahmen der Strukturfonds gefördert wer-
den zu gewährleisten, wurde eine Übergangsfazilität eingerichtet. 

Für die Beitrittsländer wird auch eine Schengen-Fazilität als zeitlich befristetes Instrument bis
zum Ende des Jahres 2006 in Höhe von 859 Mio. Euro zur Finanzierung von Maßnahmen an den
neuen Außengrenzen eingeführt.

Gesamtpaket/ EU-25
Das Gesamtpaket/ EU-25 bezieht sich auf die Finanzierung der gesamten Erweiterungsrunde
um zehn neue Mitgliedstaaten.

� Es wird ein Finanzpaket mit einem Volumen von 41,33 Mrd. Euro8 bereit gestellt
� Die Gemeinschaft bleibt damit unter der selbst gesetzten Vorgabe von 1999 und wahrt 

Haushaltsdisziplin

Wichtig: 
Bei dem Finanzpaket von 41,33 Mrd. Euro handelt es sich haushaltstechnisch um sogenannte
Verpflichtungsermächtigungen (VE), womit Obergrenzen bezeichnet werden. Die VE dienen
dazu Mittel für mehrjährige Programme (v.a. Strukturpolitik und ländliche Entwicklung) zu bin-
den bzw. zur Verfügung zu stellen. Diese Mittel müssen aber nicht zwingend von den Mitglied-
staaten in Anspruch genommen werden, d.h. die tatsächlichen Auszahlungen an die Mitglied-
staaten liegen in der Regel unter dem Volumen der VE.

Die tatsächliche jährliche Haushaltsbelastung lässt sich an den sogenannten Zahlungs-
ermächtigungen (ZE), die die Kosten beschreiben, die aus tatsächlichen Verpflichtungen eines
Haushaltsjahres bzw. vorangegangener Haushaltsjahre entstehen.

I. DIE FINANZIERUNG DER ERWEITERUNG

8 Alle folgenden Zahlen sind Quellen der Europäischen Kommission 2003 und des Bundesministeriums der Finanzen 2003 entnommen 
und durch eigene Berechnungen ergänzt worden.
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Vor diesem Hintergrund lässt sich also eine Bandbreite formulieren, in der sich die Kosten für
die Erweiterung 2004-2006 bewegen werden. Dabei stellen die VE den Maximalwert und die
ZE den Minimalwert dar.9 

9 In der Tagespresse und auch vielen pollitischen Dossiers wird auf das Gesamtvolumen der VE Bezug genommen. Dies ist natürlich 
korrekt, beschreibt aber nicht die ganze Struktur der möglichen Kosten.

Politikfeld

Landwirtschaft

Millionen Euro in Preisen von 1999

9.792

Strukturmaßnahmen 21.746

Interne Politiken 4.735

Verwaltung 1.673

Ausgleichszahlungen

Der Anteil Deutschland am Paket beträgt 899 Millionen Euro

3.385

Gesamt 41.331

FINAZRAHMEN FÜR DIE ERWEITERUNG 2004-2006
Mittel für Verpflichtungen (VE)

Politikfeld

Landwirtschaft

Millionen Euro in Preisen von 1999

8.254

Strukturmaßnahmen 8.954

Interne Politiken 3.200

Verwaltung 1.673

Ausgleichszahlungen

Der Anteil Deutschland am Paket beträgt 533 Millionen Euro

3.385

Gesamt 28.466

FINAZRAHMEN FÜR DIE ERWEITERUNG 2004-2006
Mittel für Zahlungen (ZE)
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J. DIE MITWIRKUNG DER NEUEN IN DER EU

� Jedes Beitrittsland wird vom 1. Mai 2004 an ein Kommissionsmitglied stellen. Bis zum Zu-
sammentritt der nächsten Kommission (November 2004) werden die neuen Kommissare 
ohne Portefeuille amtieren. Die großen Mitgliedstaaten verzichten ab 1. November 2004 auf 
ihren zweiten Kommissar. 

� Die Zahl der in jedem Mitgliedstaat gewählten Abgeordneten zum Europäischen Parlament 
und die Stimmengewichtung im Rat entspricht dem Bevölkerungsanteil der Beitrittsländer.

� Zum Zeitpunkt des Beitritts werden die neuen Mitgliedstaaten gleichberechtigt in den Orga-
nen und Ausschüssen der EU mitwirken; schon jetzt haben sie darin aktiven Beobachter-
status, d.h. Rederecht, aber kein Stimmrecht.

� An der Regierungskonferenz ab Oktober 2003 nehmen die neuen Mitglieder schon von 
Anfang an gleichberechtigt teil.

Die Chancen der Osterweiterung

Die Osterweiterung der EU ist kein Gnadenakt des Westens gegenüber dem Osten, sondern
ein Vorhaben mit gegenseitigem Nutzen. Auch die bisherigen Mitgliedstaaten der EU haben
politische und wirtschaftliche Vorteile bei einer Erweiterung. Die Einbindung der mittel- und ost-
europäischen Staaten in die EU bietet die historische Chance für Frieden, Freiheit und Wohl-
stand in ganz Europa. Sie wird durch die damit verbundene Intensivierung der Kontakte zu einer
Stabilisierung von Demokratie, Rechtsstaat, Wirtschaft und Gesellschaft in den Reformländern
führen und die Gefahr unkontrollierter politischer Entwicklungen vermindern. Gleichzeitig ver-
bessern sich die Voraussetzungen für die Vertiefung der wirtschaftlichen Beziehungen entschei-
dend. 

Für die deutsche Volkswirtschaft bedeutet die Osterweiterung die Erschließung neuer stabiler
Märkte. Das gilt aus ökonomischer Sicht auch für die grenznahen Exportländer Mecklenburg
Vorpommern, Brandenburg, Sachsen und Bayern. Mit der Osterweiterung rücken Mecklenburg
Vorpommern, Brandenburg, Sachsen und Bayern aus ihrer Randlage im Europäischen Binnen-
markt ins Zentrum. Als unmittelbare Anrainer der Mittel- und Osteuropäischen Staaten haben
gerade diese Bundesländer gute Chancen, ihre wirtschaftliche Position weiter auszubauen. Der
Zugang zu den neuen expandierenden Absatzmärkten in Mittel- und Osteuropa wird erleichtert.

CHANCEN UND RISIKEN 
DER OSTERWEITERUNG
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10 Angaben vom statistischen Bundesamt

Der Binnenmarkt wird um rund 105 Millionen Konsumenten vergrößert, gleichzeitig eröffnet
sich ein großes Nachfragepotential im Bereich der Investitionsgüter. Die deutschen Ausfuhren
in die zehn EU-Beitrittsländer (siehe Grafik Seite 9) sind von 1999 bis 2001 von 37,9 Mrd. Euro
auf 50,3 Mrd. Euro gestiegen. Dies ist eine Zunahme um 32,6 %. Wichtigstes Bestimmungsland
für deutsche Exporte innerhalb dieser Staatengruppe war im Jahr 2001 Polen (deutsche Exporte
im Wert von 15,2 Mrd. Euro), gefolgt von der Tschechischen Republik (14,9 Mrd. Euro) und
Ungarn (10,5 Mrd. Euro). Rund 81 % der für die Beitrittsländer bestimmten deutschen Ausfuhren
entfielen im Jahr 2001 auf diese drei Länder.10

Die Risiken der EU-Osterweiterung

Die Osterweiterung beinhaltet neben den Chancen aber auch wirtschaftliche Risiken, die sich
gerade auf Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen und Bayern wegen der direkten
Nachbarschaft besonders auswirken werden. Vieles davon ist allerdings schon vor dem eigent-
lichen Beitritt nach der Grenzöffnung eingetreten; mit dem Beitritt kommt wenig Neues hinzu.
Für die Unternehmen wird es noch einfacher, durch Auslagerung von Teilen der Produktion ihre
Wettbewerbsfähigkeit auf der Basis von Mischkalkulationen zu verbessern. Es bleiben dann nur
die Kernbelegschaften in der Produktion sowie Arbeitsplätze in den Bereichen Entwicklung und
Konstruktion, Design, Finanzierung, Marketing etc. erhalten.

Das noch lange anhaltende Wohlstandsgefälle wird Wanderungsbewegungen zur Folge haben.
Vor allem die Grenzregionen wären das Zielgebiet für Arbeitskräfte aus den Beitrittsstaaten. Sie
könnten als Tages- oder Wochenpendler in den Grenzregionen einer Beschäftigung nachgehen,
wie wir dies heute schon in einigen Branchen (z.B. im Gaststättengewerbe) beobachten können.
Ein weiteres Anwachsen der Grenzgänger auf einen Schlag würde die ohnehin angespannte
soziale und Arbeitsmarktlage in den Grenzregionen weiter verschärfen. Deshalb sind die sieben
Jahre Übergangsfrist mehr als sinnvoll.

Die Wettbewerbsvorteile der Beitrittsländer (niedrige Löhne, vergleichsweise geringe Umwelt-
und Sozialstandards) werden durch beschleunigten Abbau noch bestehender Handels- und
Investitionshemmnisse noch stärker als bisher zur Geltung kommen. Das bedeutet, dass der
Wettbewerbsdruck für lohnintensiv produzierende Branchen (z.B. Steine und Erden, Glas,
Keramik, Bekleidung) sowie für Branchen mit niedriger Produktivität oder traditioneller
Produktpalette wachsen wird. Speziell in den grenznahen Regionen werden wegen der Nähe
zur neuen Niedriglohnkonkurrenz auch Branchen verstärkt dem Wettbewerb ausgesetzt, die
vorher von Auslandskonkurrenz weitgehend abgeschottet waren (z.B. Bauwirtschaft und bau-
bezogenes Handwerk, ortsgebundene Dienstleister wie Friseure, Gaststättengewerbe,
Reparaturdienste, Tourismus). Im Bereich Gesundheit/Bäder/Kuren dürfte ebenfalls insbeson-
dere zu Tschechien, der Slowakei und Ungarn Konkurrenz entstehen. Allerdings gibt es diesen
verstärkten Wettbewerb teilweise schon seit der eiserne Vorhang gefallen ist.
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Deutsch-Polnische 
Industrie- und Handelskammer
P.O. Box 62, 00-952 Warszawa, Polen
0048 22 531 05 00
0048 22 531 06 00 
info@ihk.pl
http://www.ihk.pl

Vertretung der Europäischen Kommission 
in Deutschland
Vertretung der Europäischen Kommission in Berlin: 
Unter den Linden 78, 10117 Berlin 
Tel. (030) 2280 2000, Fax -2280 2222
Internet: http://www.eu-kommission.de

Vertretung der Europäischen Kommission in
München: 
Erhardtstr. 27, 80331 München
Tel. 089/242448-0, Fax 089/242448-15
eu-de-muenchen@cec.eu.int

Europäisches Parlament-Informationsbüro 
für Deutschland
Informationsbüro Berlin
Informationsbüro für Deutschland
Unter den Linden 78, 10117 Berlin
Tel.: +49 (030) 2280-1000, 
Fax: +49 (030) 2280-1111
E-Mail: epberlin@europarl.eu.int

Deutsche Industrie- und Handelskammern
unter www.dihk.de

Vertretungen der grenznahen Bundesländer 
bei der EU:
Vertretung des Freistaates Bayern in Brüssel
Boulevard Clovis 18, 1000 Brüssel, Belgien
Tel. 0032-2-7430440, Fax 0032-2-7430442
bayern.buero@stk.bayern.de

Sachsen-Verbindungsbüro Brüssel
Boulevard St. Michel 78, 1040 Brüssel, Belgien
0032-2-741.09.21
0032-2-741.09.29 
post@bxl.sk.sachsen.de

Vertretung des Landes Brandenburg 
bei der Europäischen Union
Rue Père Eudore Devroye 47, 1040 Brüssel,
Belgien 
0032-2-737.74.51
0032-2-737.74.69 
poststelle@mdjebrx.brandenburg.de

Informationsbüro Mecklenburg-Vorpommern 
bei der Europäischen Union
Boulevard Louis Schmidt 87, 1040 Brüssel, Belgien
0032-2-741.60.00
0032-2-741.60.09 
post@mv.bei-der-eu.de

Botschaft der Republik Polen 
in Deutschland
Lassenstr. 19-21 , 14193 Berlin 
Telefon: 030/223130 , Fax: 030/22313155 
E-mail: Info@botschaft-polen.de
www.botschaft-polen.de

Botschaft der Tschechischen Republik 
in Deutschland
Wilhelmstr. 44 (U-2 - Mohrenstraße), 10117 Berlin
Telefon: 030/226 380, Fax: 030/229 40 33
E-mail: berlin@embassy.mzv.cz
www.mvz.cz/berlin

NÜTZLICHE LINKS ZU DEN BEITRITTSLÄNDERN

Arbeiten in der EU: 
Informationen zur Sozialversicherung, 
Anerkennung der Ausbildung, Steuern etc.
http://mitglied.lycos.de/madok/eueinf.htm

Allgemeine Informationen über die Länder
(Arbeiten, Studium, Lebenshaltungskosten)
http://www3.mdr.de/scripts/eu-erweiterung/
output/frameset_main.html

NÜTZLICHE ADRESSEN


